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Abb. 4: Zufahrt öffentliches Parkdeck (Quelle:  KE; 06/2023) 

 
Abb. 5: Übersicht öffentliches Parkdeck und Grunddienstbarkeit (Quelle KE; 06/2023) 
 

Der Eigentümer des zu erwerbenden Grundstücks erhält hierfür eine Grunddienstbarkeit, die dieses Zufahrtsrecht, auch 

für Mieter bzw. Pächter, Besucher und Kunden, grundbuchrechtlich absichert. Planung und Errichtung der privaten 

Tiefgarage sind jeweils mit den Verantwortlichen für den Bau des öffentlichen Parkdecks, insbesondere dem 

vorgenannten Planungsbüro, abzustimmen. 

 

Umgekehrt wird auf einer nördlichen Teilfläche des Kaufgrundstückes von ca. 208 m² zugunsten des im Eigentum der Stadt 

Leimen stehendes Grundstückes der Turmschule eine Grunddienstbarkeit bestellt, die ein Wegerecht zugunsten der 

Allgemeinheit begründet, welches insbesondere dazu dient, den Schülern der nordwestlich angrenzenden Turmschule 





 

- Mischgebiet 

- Geschlossene Bauweise gemäß § 22 Abs. 3 BauNVO 

- Geschossflächenzahl: 2,1 

- Grundflächenzahl: 0,7 

- Maximale Zahl der Vollgeschosse: 3 

 

 
  Abb. 8: Auszug aus Bebauungsplan Leimen - Stadtkernsanierung Teilbereich 2, 1. Änderung und Neufassung 

 

Die baurechtlich erforderlichen Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Leimen sowie der 

Landesbauordnung und der VwV-Stellplätze unterirdisch in der Tiefgarage nachzuweisen. Oberirdische Parkplätze sind 

nicht zulässig. 

 

Das Vorhaben des Neubaus am Rathausplatz liegt in direkter Umgebung des Rathauses in Leimen (Rathausstraße 8), 

welches ein Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung im Sinne des Denkmalschutzgesetztes (DSchG) darstellt. 

 

Gemäß § 15 Abs. 3 DSchG BW dürfen bauliche Anlagen in der für das Erscheinungsbild des eingetragenen Kulturdenkmals 

erheblich bedeutsamen Umgebung nur mit Genehmigung errichtet, verändert oder beseitigt werden.  Folglich ist auf dem 

in unmittelbarer Nähe des derart denkmalschutzrechtlich geschützten Rathausgebäudes belegenen Kaufgrundstück die 

Errichtung, Veränderung und Beseitigung baulicher Anlagen jeweils nur nach der vorherigen Abstimmung mit der 

Denkmalschutzbehörde, im vorliegenden Fall dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 21, möglich, da insofern eine 

denkmalschutzrechtliche Genehmigung erforderlich ist. Die Genehmigung ist gemäß § 15 Abs. 3 Satz 3 DSchG BW zu 

erteilen, wenn das Vorhaben das Erscheinungsbild des Denkmals nur unerheblich oder nur vorübergehend 

beeinträchtigen würde oder wenn überwiegende Gründe des Gemeinwohls unausweichlich Berücksichtigung verlangen. 

 

In Hinblick auf die denkmalschutzrechtliche Vorgabe, das Erscheinungsbild dieses Kulturdenkmals nicht zu 

beeinträchtigen, sind dem auf dem Kaufgrundstück zu realisierenden Bauvorhaben zumindest folgende Grenzen gesetzt: 

 



- Die Firsthöhe der Bauten auf dem Kaufgrundstück darf eine absolute Höhe von 131,3 m ü. NN nicht 

überschreiten. 

- Die Traufhöhe der Bauten auf dem Kaufgrundstück darf eine absolute Höhe von 126 m ü. NN nicht überschreiten. 

 

Das derzeitige Bodenniveau des Kaufgrundstücks beträgt gemäß Topografischer Karte Leimen ca. 120-121 m ü. NN, kann 

sich im Zuge der durchgeführten Abgrabungen allerdings verändert haben. 

 

Ebenfalls denkmalgeschützt ist der in vorstehender Abb. 8 rot-orange umrandete Teil des historischen 

Volksschulgebäudes (Turmgasse 17). 

 

Bei der Gestaltung des auf dem Kaufgrundstück zu realisierenden Vorhabens ist auf diese Kulturdenkmäler entsprechend 

Rücksicht zu nehmen und darauf zu achten, dass die zu errichtenden Bauten sich in die nähere Umgebung des 

Rathausplatzes auch hinsichtlich des optischen Erscheinungsbildes einfügen. 

 

In städtebaulicher Hinsicht ist zu berücksichtigen, dass die Stadt Leimen dem Mischgebietscharakter des Gebiets 

entsprechend eine ausgewogene Mischung verschiedener Nutzungsformen auf dem Vorhabengrundstück realisiert sehen 

möchte und dass das zu errichtende Objekt vornehmlich der gewerblichen Nutzung dienen soll. Konzepte, die auf einem 

überwiegenden Anteil der Gesamtnutzfläche des zu errichtenden Gebäudes die Nutzung als Wohnraum vorsehen, sind mit 

dieser Vorgabe nicht vereinbar und werden daher nicht für das Auswahlverfahren zugelassen.  

 

Auch im Übrigen soll die Wohnnutzung, sofern vorgesehen, auf das Dachgeschoss beschränkt werden, während im 

Erdgeschoss vornehmlich Nutzungen wie Einzelhandel bzw. Gastronomie (z.B. Bäckerei, Café, Bistro, etc.) und in den 

Obergeschossen vornehmlich sonstige gewerbliche Nutzungen (z.B. Büros, Dienstleistungen, Praxisräume, etc.) präferiert 

werden. Diese weiteren städtebaulichen Präferenzen stellen zwar keine zwingenden Vorgaben dar, werden aber bei der 

Bewertung der Angebote in Stufe 2 des hiesigen Auswahlverfahrens entsprechend berücksichtigt, indem Bewerbungen 

mit Konzepten, die diesen städtebaulichen Präferenzen mehr entsprechen, bei der Bewertung der Angebote mehr Punkte 

erhalten und daher vorteilhafter gewichtet werden.  

 

2.4 Erschließung 
Das Grundstück ist voll erschlossen, d.h. alle notwendigen Ver- und Entsorgungsanlagen 

(Frischwasser/Abwasser/Strom/Medienversorgung) sind am Grundstück vorhanden. Der Verkauf erfolgt 

erschließungsbeitragsfrei. Die Hausanschlusskosten sowie sonstige erforderliche Anschlüsse sind vom Erwerber zu tragen. 

 

2.5 Bodenzustand 
 

Zum Bodenzustand liegen ingenieurgeologische Gutachten des Büro Töniges vom 21. März 2023, vom 13.02.2017 und vom 

10.03.2014 zur Rathausstraße vor. Diese Gutachten sind jeweils als Anlage beigefügt. 

 

In Leimen werden immer wieder Böden angetroffen, die natürlich (geogen) einen erhöhten Arsengehalt aufweisen. 

Entsprechende Belastungen auf dem Kaufgrundstück sind nicht auszuschließen. Aufgrund der Nähe zu Flächen mit 

bekannter Belastung durch mittelalterliche Schlackeablagerungen (im Bereich südwestlich des Rathauses, der in Abb. 8 

als Ellipse mit kreuzbewehrter Umrandung markiert ist) ist nicht sicher auszuschließen, dass bei Erdarbeiten lokal auch 

Material angetroffen werden kann, das teilweise mit sonstigen Schwermetallen belastet ist. Bei Erdaushubarbeiten ist 

daher die Belastungssituation ggf. vorab zu überprüfen. Bei entsprechendem überschüssigen belasteten Bodenmaterial 

ist die Verwertung/Entsorgung mit dem Umweltrechtsamt des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis abzustimmen. Falls bei 





Lfd.-Nr. 1   Stadt Leimen  

  

Abteilung II (Rechte und Lasten)  

Lfd.-Nr. 1   Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet.   

     Eingetragen am 18.03.2008  

Aus Grundbuch Leimen (Leimen) Blatt Nr. 2536 hierher übertragen am 14.12.2021  

  

Lfd.-Nr. 2   Beschränkte persönliche Dienstbarkeit (Recht zur Verlegung  unterirdischer Hochspannungskabel) für 

Badenwerk Aktiengesellschaft, Karlsruhe  

     Bezug: Bewilligung vom 09.10.1973  

     Eingetragen am 06.12.1973  

 Mit dem belasteten Grundstück Flst.Nr. 8 mit 129 qm aus Grundbuch Blatt Nr. 7092 hierher übertragen 

am 17.01.2023.  

Das Recht ist übergegangen auf die Energiegesellschaft Leimen GmbH & Co.KG, Leimen (Amtsgericht 

Mannheim, HRA 703831. Eingetragen (MAN008/456/2025) am 23.04.2025. 

 

  

Lfd.-Nr. 3   Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet.   

     Eingetragen (AS 719 in 69) am 18.01.2010  

Aus Grundbuch Blatt Nr. 7110 hierher übertragen am 17.01.2023  

  

Lfd.-Nr. 4   Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet.   

     Eingetragen (Blatt 69 Band XV AS 29) am 21.01.2010 

Aus Grundbuch Blatt Nr. 6948 hierher übertragen am 17.01.2023 

 

Lfd.-Nr. 5  Das Sanierungsverfahren ist eingeleitet.   

Eingetragen (Blatt 69 Band XV AS 29) am 21.01.2010  

Aus Grundbuch Blatt Nr. 6949 hierher übertragen am 17.01.2023  

 

Lfd.-Nr. 6  Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für Energie Baden-Württemberg Aktiengesellschaft Karlsruhe, 

bestehend in dem Recht, eine Umspannstation mit Zubehör zu errichten, elektrische Mittel- und 

Niederspannungskabel unter der Erdoberfläche zu verlegen sowie die Anlagen zu betreiben und zu 

unterhalten. Der Zugang und die Zufahrt zur Station ist der Berechtigten jederzeit gestattet. Im Umkreis 

von 1,5 m zur Station sowie im Bereich der Kabelleitungen ist die Errichtung von Bauwerken nur unter 

Wahrung des nach den VDE-Bestimmungen einzuhaltenden Sicherheitsabstandes und nach 

Zustimmung der Berechtigten gestattet. Der Eigentümer oder durch ihn ermächtigte Dritte dürfen auf 

dem Grundstück keine Verrichtungen vornehmen oder Anpflanzungen und Gegenstände halten, die 

den Bestand und den Betrieb der Anlagen beinträchtigen oder gefährden.  

Bezug: Bewilligung vom 15.02.2000. Eingetragen am 04.07.2000.  

Mit dem belasteten Flst. Nr. 30/2 mit 201 qm aus Grundbuch Blatt Nr. 7183 hierher übertragen am 

17.01.2023.  

Das Recht ist übergegangen auf die Energiegesellschaft Leimen GmbH & Co.KG, Leimen (Amtsgericht 

Mannheim, HRA 703831. Eingetragen (MAN008/456/2025) am 23.04.2025. 

 

Lfd.-Nr. 7  Recht zur Verlegung unterirdischer Hochspannungskabel) für Badenwerk Aktiengesellschaft, Karlsruhe  

Bezug: Bewilligung vom 09.10.1973. Eingetragen am 06.12.1973  

Mit dem belasteten Flst. Nr. 36/2 mit 85 qm aus Grundbuch Blatt Nr. 7132 hierher übertragen am 
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dienen. Negativ berücksichtigt werden insbesondere Nutzungen, bei denen mit störenden 
Einwirkungen auf die übrigen Nutzer bzw. die Umgebung zu rechnen ist (z.B. Musikschule), 
sofern keine geeigneten Maßnahmen vorgesehen sind, um selbige zu vermeiden. 
 
D.h.: Ein Konzept ohne besondere positive und ohne negative Merkmale würde mit 3 Punkten 
bewertet werden. Je nachdem, welche positiven oder negativen Merkmale hinzutreten, werden 
entsprechend mehr oder weniger Punkte vergeben. 
 

b) Bis zu 5 Punkte: 
Bewertet werden die Nachhaltigkeit und die Angepasstheit des Konzeptes an die zukünftig zu 
erwartenden klimatischen Verhältnisse. Positiv bewertet werden innovative und wirksame 
Konzepte zur Senkung des Energiebedarfs und zum ressourcenschonenden Schutz gegen 
hohe und niedrige Außentemperaturen, sowie Gestaltungselemente, die positiv zum Mikroklima 
der Umgebung beitragen (z.B. durch extensive Fassadenbegrünung). 
 
D.h. ein Konzept, das lediglich das (bau-)rechtlich vorgeschriebene Mindestmaß an 
Vorkehrungen dieser Art enthält, würde insofern mit 0 Punkten bewertet werden. Je nach 
Anzahl, Umfang und voraussichtlicher Effektivität der über dieses Mindestmaß hinausgehenden 
Vorkehrungen werden entsprechend mehr Punkte vergeben. 
 
 

c) Bis zu 10 Punkte: 
Bewertet wird die ästhetische Gestaltung des Gesamtobjektes und deren Harmonie mit der 
Umgebung, insbesondere im Verhältnis zu der denkmalgeschützten Umgebungsbebauung. 
Positiv berücksichtigt werden insbesondere Gestaltungen, die darauf ausgelegt sind, sich in das 
Erscheinungsbild des Rathausplatzes einzufügen und mit der vorhandenen architektonischen 
Gestaltung zu harmonieren (z.B. durch vergleichbare Form- und Farbgebung). Negativ 
berücksichtigt werden Gestaltungen, die durch aus dem Rahmen fallende Gestaltungselemente 
tendenziell als störend in Erscheinung treten. 
 
D.h.: Ein Konzept ohne besondere positive und ohne negative Merkmale würde mit 5 Punkten 
bewertet werden. Je nachdem, welche positiven oder negativen Merkmale hinzutreten, werden 
entsprechend mehr oder weniger Punkte vergeben. 
 

Achtung:   
Vorgaben des Bebauungsplans (einschlie ßlich der zugeh örigen örtlichen Bauvorschriften ) sind in 
jedem Fall zu beachten!  

 

Also:  

1. Kriterium:  Max. 30 Wertungspunkte   
2. Kriterium:  Max. 30 Wertungspunkte  
3. Kriterium:  Max. 20 Wertungspunkte  
4. Kriterium:  Max. 20 Wertungspunkte  

________________________________ 

        Insgesamt: Max. 100 Wertungspunkte  

 

Der Gewichtung der konzeptbezogenen Wertungskriterien entsprechend wird die erzielte Wertungspunktzahl 
sodann mit dem Faktor 0,4 multipliziert, um den konzeptbezogenen Anteil der Gesamtwertungspunkte zu 
ermitteln. 

 

Gesamtbewertung:  

Die Summe der auf diese Weise ermittelten Gesamtwertungspunkte des Bewerbers für seine jeweilige 
Bewerbung entscheidet über die Auswahl des Bewerbers. Unter mehreren Bewerbern erhält derjenige Bewerber 
den Vorzug, der die meisten Gesamtwertungspunkte erzielt hat. 
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zweier Referenzprojekte, unabh ängig davon ob sie von 

demselben oder von verschiedenen 

Projektverantwortlichen stammen.  

 

5. Beruft sich der Bewerber zum Nachweis seiner Eignung auf 

die Referenzen eines nicht zum Betrieb des Bewerbers 

gehörigen Dritten (Eignungsleihe ) ist zusätzlich zu diesen 

Referenzen eine entsprechende Verpflichtungserkl ärung 

des Dritten  vorzulegen, im Falle der Veräußerung des 

Grundstücks an den Bewerber die Durchführung des 

Vorhabens zu übernehmen. 
 

6. Nachweis, dass die Finanzierung des begehrten 

Grundst ückserwerbs gesichert ist  (z.B. durch 

entsprechende Finanzierungsbestätigung). Der Nachweis 

muss mindestens die Höhe des im Rahmen des beigefügten 

Verkehrswertgutachtens ermittelten Verkehrswertes 

umfassen. 

 

 

Zur weiteren Berücksichtigung im Rahmen der Stufe 2 des Auswahlverfahrens zugelassen werden alle fristgerecht 

eingegangenen Interessenbekundungen, deren vorstehend aufgeführten weiteren Bewerbungsunterlagen binnen 

vorgenannter Frist vollständig eingereicht wurden und den vorstehenden inhaltlichen Anforderungen entsprechen. 

Bewerbungen, denen kein hinreichend konkretes Planungs- und Nutzungskonzept zugrunde liegt bzw. deren Realisierung 

die bauplanungsrechtlichen bzw. denkmalschutzrechtlichen Vorgaben voraussichtlich entgegenstehen würden, werden 

nicht zur Stufe 2 des Auswahlverfahrens zugelassen.  

Ein Anspruch auf Nachreichung bzw. Ergänzung unvollständiger Angaben oder Unterlagen besteht nicht. Ein Hinweis auf 

erkannte Unrichtigkeiten oder Unvollständigkeiten erfolgt lediglich dann, wenn dies vor Ablauf der Frist erkannt wird und 

Aussicht darauf besteht, den Fehler vor Ablauf der Frist noch zu beheben. Auf einen solchen Hinweis oder auf eine 

Verlängerung der Frist besteht seitens der Bewerber allerdings kein Anspruch. 

 

Nach Ablauf der Frist zur Einreichung der weiteren Bewerbungsunterlagen wird die Stadt Leimen die eingegangenen 

Bewerbungen überprüfen und die jeweiligen Bewerber, die rechtzeitig ihr Erwerbsinteresse bekundet haben, darüber in 

Kenntnis setzen, ob ihre Bewerbung für die zweite Stufe des Auswahlverfahrens berücksichtigt bzw. zugelassen wird. 

 

 

4.6 Ablauf der zweiten Stufe des Auswahlverfahrens 
 

Im Rahmen der zweiten Stufe des Auswahlverfahrens erhalten alle für diese Stufe berücksichtigten Bewerber binnen einer 

hierfür bestimmten Frist die Gelegenheit, ein Kaufpreisangebot zu unterbreiten (via E-Mail an: 

Bewerbung.Stadthaus@leimen.de), das Grundlage für den zu schließenden Kaufvertrag werden soll.  

 

Binnen dieser Frist sind auch etwaige Nachweise für etwaig bereits vorhandene Interessenten unter Angabe der jeweils 

von ihnen beabsichtigten Nutzung und von Größe und Lage der für sie vorgesehenen Nutzungseinheit vorzulegen. 

Nachreichungen nach Ablauf dieser Frist werden nicht mehr berücksichtigt. 
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4.8 Vorgehen bei unzureichender Zahl geeigneter Bewerber 

 Sollte bei Ablauf der in der jeweiligen Phase des Auswahlverfahrens bestimmten Frist lediglich eine fristgerecht 

eingereichte berücksichtigungsfähige Bewerbung eingegangen sein, behält sich die Stadt Leimen ausdrücklich vor, das 

eingeleitete Auswahlverfahren nicht fortzuführen und stattdessen mit diesem Bewerber bilateral über die weitere 

Vertragsanbahnung zu verhandeln bzw. von der Veräußerung gänzlich abzusehen.  

 

Sollte bei Ablauf vorgenannter Fristen wider Erwarten keine geeignete Bewerbung vorliegen, wird die Stadt Leimen nach 

ihrer freien Entscheidung das eingeleitete Auswahlverfahren abbrechen, eine Frist zur Behebung etwaiger Mängel der 

eingegangenen Bewerbungen bestimmen, das Verfahren in einen früheren Stand zurückversetzen oder ein neues 

Auswahlverfahren mit abweichendem Inhalt einleiten. Ein Rechtsanspruch auf entsprechende Maßnahmen der Stadt 

Leimen besteht jedoch nicht. 

 

5. Vertraulichkeit 
Alle zur Verfügung gestellten Unterlagen sind durch die Teilnehmer vertraulich zu behandeln. Veröffentlichung oder 

Weitergabe an Dritte bedürfen der vorherigen Zustimmung durch die Stadt Leimen. Im Gegenzug wird die vertrauliche 

Behandlung der eingegangenen Unterlagen durch die Stadt Leimen für die Dauer des Auswahlverfahrens zugesichert. 
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A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB)  
 

1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr.  1 BauGB)  
1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind allgemein zulässig: 

�x Wohngebäude, 

�x die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaf-
ten sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

�x Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke, 

�x Räume für freie Berufe. 
1.2 In den Allgemeinen Wohngebieten sind unzulässig 

�x sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,  

�x Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke, 

�x Anlagen für Verwaltung, 

�x Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  

�x Gartenbaubetriebe, 

�x Tankstellen. 
 

2. Maß der baulichen Nutzung  (§9 Abs. 1 Nr.  1 BauGB)  
2.1 Die zulässige überbaubare Grundfläche darf 

�x gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO für Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, für 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und für baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,  

�x gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO ausnahmsweise für Balkone und Terrassen sowie 
für überdachte Terrassen ohne Seitenwände, 

um bis zu 50 % überschritten werden. 
2.2 Garagengeschosse, die in ansonsten anders genutzte Gebäude integriert sind, sind 

nicht auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse anzurechnen. 
 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  
3.1 Die abweichende Bauweise entspricht der offenen Bauweise, jedoch mit folgenden 

Abweichungen: 

�x Bei der Neuerrichtung von Gebäuden mit mehr als zwei Geschossen ist jedes wei-
tere Geschoss von der straßenseitigen Fassade zur Heltenstraße des darunter 
liegenden Geschosses um mindestens 2,00 m zurückzuversetzen. Dies gilt analog 
auch bei der nachträglichen Änderung eines Gebäudes durch Aufstockung. 

�x Die zulässige Gebäudetiefe, gemessen als horizontaler Abstand zwischen der 
straßenseitigen Fassade zur Heltenstraße und der rückwärtigen Fassade, beträgt 
pro Geschoss maximal 17 Meter. 
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4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

Eine Überschreitung der festgesetzten Baugrenzen ist bis zu einer Tiefe von 1,5 m 
durch untergeordnete Bauteile (z.B. Terrassen, Rampen, Balkone, Lichtschächte, 
Eingangstreppen, Vordächer, Kellerabgänge und Treppenhäuser usw.) zulässig, 
wenn diese im Einzelnen nicht mehr als 1/3 der Breite der jeweiligen Außenwand in 
Anspruch nehmen.  
 

5. Flächen für Stellplätze und Garagen, Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nrn. 4 und 22 
BauGB)  

5.1 Nach LBO verfahrenspflichtige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie 
Tiefgaragen, oberirdische Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten sind  

�x innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche, 

�x innerhalb gesondert festgesetzter Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Ga-
ragen mit ihren Einfahrten 

zulässig.  
5.2 PKW-Stellplätze sind zusätzlich in den Flächen zwischen der Heltenstraße und der 

straßenseitigen Baugrenze zulässig.  
5.3 Garagen und überdachte Stellplätze können in den Flächen zwischen der Helten-

straße und der straßenseitigen Baugrenze ausnahmsweise zugelassen werden, 
wenn die Zufahrt nicht unmittelbar von der Heltenstraße aus erfolgt.  
 

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  
Pkw-Stellplätze, Zufahren und Wege sind wasserdurchlässig zu befestigen. 

 

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ZUR ÄU SSEREN GESTALTUNG 
BAULICHER ANLAGEN, ANFORDERUNGEN AN WERBEANLAGEN 
UND AN DIE GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN FLÄCHEN DER 
BEBAUTEN GRUNDSTÜCKE (§ 74 ABS. 1 NR. 1 -3 LBO BADEN -
WÜRTTEMBERG) 

7. Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen  (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 
LBO) 

7.1 Dacheinschnitte, Nebengiebel sowie Dachaufbauten (einschließlich Dachgauben) 
dürfen einzeln und in der Summe nicht größer als zwei Drittel der zugehörigen Ge-
bäudelänge sein. Die Gebäudelänge ergibt sich aus dem Abstand der Eckpunkte der 
jeweiligen Außenfassade eines Gebäudes. Vorbauten an Seitenwänden sind nicht 
zu berücksichtigen. Der Abstand zum Ortgang (seitlicher Abschluss eines Steilda-
ches) muss mindestens 1,25 m betragen.  

7.2 Die Firste von Dachaufbauten und Nebengiebeln bzw. die Schnittlinien der Dachflä-
chen von Dachaufbauten mit dem Hauptdach müssen tiefer als der First der 
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Dachflächen, auf die aufgebaut bzw. in die eingeschnitten wird, sein und müssen zu 
diesen einen Abstand von mindestens 0,40 m �± gemessen in der Dachschräge �± 
aufweisen.  

7.3 Die Dachtraufe darf durch Dachaufbauten nicht durchbrochen werden. Zur Traufe ist 
ein Abstand von mindestens 0,40 m �± gemessen in der Dachschräge �± einzuhalten. 

 
8. Anforderungen an die Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke sowie über Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen  (§ 74 
Abs. 1 Nr. 3 LBO)  

8.1 Straßenseitige bauliche Einfriedungen dürfen eine Höhe von 1,80 m über der Ober-
kante der angrenzenden Verkehrsfläche nicht überschreiten. 

8.2 Mülltonnenstandplätze sind im Gebäude unterzubringen oder durch Einfassungen 
bzw. Einhausungen der allgemeinen Einsehbarkeit zu entziehen. 
 

9. Zahl notwendiger Stellplätze (§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)  
Für nach der Rechtskraft des Bebauungsplans neu hergestellte Wohnungen sind 
mindestens 1,5 Stellplätze je Wohnung, mindestens jedoch 2 je Wohngebäude, 
nachzuweisen. Bei einem nicht ganzzahligen Ergebnis ist die Summe der notwendi-
gen Stellplätze für ein Gebäude auf die nächstfolgende ganze Zahl aufzurunden. 

 

C. HINWEISE 
Denkmalschutz  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt überwiegend innerhalb des eingetra-
genes Kulturdenkmals gemäß §2 DschG  
Römerzeitliche Kalkbrennerei, latènezeitliche Siedlung (Listen -Nr. 14, ADAB -
Id. 101551517);  
Alle Bodeneingriffe im Bereich des Kulturdenkmals sind genehmigungspflichtig. 
 
Bei Baumaßnahmen mit Bodeneingriffen ist der Bauherrn gemäß § 6 Abs. 2 DSchG 
zur fachgerechten Untersuchung, Bergung und Dokumentation des Kulturdenkmals 
im Rahmen einer archäologischen Untersuchung verpflichtet. Die archäologische 
Untersuchung erfolgt in der Regel durch ein privates Grabungsunternehmen, das 
vom Veranlasser auf eigene Kosten beauftragt wird. Für die Maßnahme gelten die 
Grabungsrichtlinien des Landes Baden-Württemberg sowie der Genehmigungsvor-
behalt gemäß § 21 DSchG (Nachforschungsgenehmigung). Der finanzielle und zeit-
liche Rahmen ist abhängig von der Größe der Untersuchungsfläche und der Kom-
plexität des archäologischen Befundes.  
Zur Herstellung von Planungssicherheit wird dem Vorhabenträger der Abschluss ei-
ner öffentlich-rechtlichen Investorenvereinbarung mit dem Land Baden-Württem-
berg, vertreten durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium 
Stuttgart, empfohlen. Darin werden die Rahmenbedingungen und Einzelheiten zur 
Durchführung der erforderlichen bauvorgreifenden Untersuchungen festgelegt und 
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die Kostentragung geregelt. 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass archäologische Untersuchungen bei entspre-
chender Größe eine baurechtliche Genehmigung erforderlich machen können, in der 
ggf. weitere Genehmigungen (Naturschutz, Immissions-schutz, Bodenschutz, etc.) 
enthalten sind. Es obliegt dem Vorhabenträger, vor Beginn der Grabungen alle erfor-
derlichen Genehmigungen bei den zuständigen Behörden einzuholen und das LAD 
zu unterrichten, sobald diese vorliegen.  
 
Schallschutz  
Gemäß § 14 LBO Baden-Württemberg müssen Gebäude einen ihrer Nutzung ent-
sprechenden Schallschutz haben. 
Für Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen sind die Anforderungen an die 
Luftschalldämmung gemäß DIN 4109-1:2018-���������Ä�6�F�K�D�O�O�V�F�K�X�W�]���L�P���+�R�F�K�E�D�X�����7�H�L�O��������
�0�L�Q�G�H�V�W�D�Q�I�R�U�G�H�U�X�Q�J�H�Q�³�� �P�L�W�� �(�� �'�,�1�� ��������-1:2017-01 und der DIN 4109-2:2018-01, 
�Ä�6�F�K�D�O�O�V�F�K�X�W�]���L�P���+�R�F�K�E�D�X�����7�H�L�O 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anfor-
�G�H�U�X�Q�J�H�Q�³�����H�L�Q�]�X�K�D�O�W�H�Q�� 

 
Rösbachverdohlung  
In der Heltenstraße bzw. südlich davon verläuft der verdohlte Rösbach.  
Schäden an der Verdolungsleitung, die bei der Umsetzung von Bauvorhaben im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans verursacht werden, sind unverzüglich durch und 
auf Kosten des Bauherrn/Antragstellers zu beheben. Insbesondere zur Sicherstel-
lung der Funktionsfähigkeit der Verdolung sowie zur Zuordenbarkeit der Haftung für 
die Beseitigung von möglichen Schäden, hat der Bauherr/Antragsteller den Zustand 
der Verdolung vor Beginn und nach Beendigung der Baumaßnahme von einem an-
erkannten Sachverständigen dokumentieren zu lassen. Die Kosten hierfür gehen zu 
Lasten des Bauherrn/Antragsteller. 
* Sollen im Bereich des Schutzstreifens für die Verdolungsleitung Fahrzeuge/Maschi-
nen (Baukräne etc.) für eine längere Zeit gestellt werden, ist ein Nachweis durch ein 
geeignetes Fachbüro vorzulegen, dass eine Beschädigung der Verdolungsleitung 
ausgeschlossen ist. 
Der Bauherr/Antragsteller hat das Amt für Wasserrecht der Stadt Leimen rechtzeitig 
mindestens 2 Wochen vor Baubeginn über den Baubeginn zu informieren und gleich-
zeitig den Nachweis über die erfolgte Dokumentation des Verdolungszustands vor-
zulegen. 
 
Quellen im Hangbereich  
Im Hangbereich nördlich der Heltenstraße kann die Existenz von Quellen nicht aus-
geschlossen werden. Auf dem Flurstück 4299 befindet sich eine Brunnenstube mit 
abgehenden Leitungen, deren genaue Lage nicht gesichert ist. Die technische An-
lage dient der Fassung von möglichem Quellwasser. 
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Starkregen gefähr dung  
Teile des Bebauungsplangebiets unterliegen gemäß den im Bürger-GIS der Stadt 
Leimen im Internet veröffentlichten Starkregenkarten einer Überflutungsgefährdung 
bei Starkregenereignissen. Es wird daher empfohlen, vorhandene Fließwege offen 
zu halten und bauliche Schutzmaßnahmen gegen die Auswirkungen von Starkrege-
nereignissen vorzusehen.  
Zugleich ist § 37 Wasserhaushaltsgesetz zu beachten. Demnach darf unter anderem 
der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück 
nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. Zugleich 
darf auch der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil eines 
tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden. 

 
Niederschlagswasserbewirtschaftung  
Es ist eine ausgeglichene Wasserhaushaltsbilanz anzustreben. Damit sollen dem ur-
sprünglichen unbebauten Zustand möglichst nahekommende Abfluss-, Verdunstung- 
und Versickerungswerte von Niederschlagswasser angestrebt werden (z.B. durch 
Versickerungsmulden, Gründächer, Fassadenbegrünungen, Baumpflanzungen 
usw.). Niederschlagswasser soll verstärkt vorrangig zwischengespeichert und ge-
nutzt oder ortsnah schadlos versickert und nicht vorrangig abgeleitet werden.  
Auf Dachflächen aus den unbeschichteten Metallen Kupfer, Zink und Blei ist zu ver-
zichten.  
Gemäß § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlagswasser ortsnah 
versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrecht-
liche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Be-
lange entgegenstehen. Maßgebend hierzu ist die Verordnung des Umweltministeri-
ums über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22. März 1999.  
Es wird dabei empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine Versicke-
rungsfähigkeit hin zu untersuchen.  
Bei der Bemessung und Gestaltung von Versickerungsanlagen werden auf die Leit-
�I�l�G�H�Q�� �G�H�V�� �8�P�Z�H�O�W�P�L�Q�L�V�W�H�U�L�X�P�V�� �Ä�1�D�W�X�U�Y�H�U�W�U�l�J�O�L�F�K�H�� �5�H�J�H�Q�Z�D�V�V�H�U�E�H�Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W�X�Q�J����
und der Landesanstalt für Umweltschutz B-W ,,Arbeitshilfen für den Umgang mit Re-
genwasser in Siedlungsgebieten" verwiesen. 
Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in Mulden 
auf mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versi-
ckert wird. Der Abstand zum höchsten Grundwasserstand muss dabei mindestens 1 
Meter betragen. Das Versickern von Niederschlagswasser in unterirdischen Anlagen 
bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Das Pflanzen von Bäumen in Versicke-
rungsmulden ist nicht gestattet. 
Alternativ kann vorbehaltlich der Zustimmung durch das Wasserrechtsamt Rhein-
Neckar-Kreis eine Versickerung durch unterirdische Rigolen ausgeführt werden, so-
fern der Zulauf über ein DIBt-zugelassenes Substrat (z.B. Dachbegrünung mind. 8 
cm) erfolgt oder anderweitig gewährleistet ist, dass ein Eintrag von Metallen (Kupfer, 
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Blei, Zink) ausgeschlossen ist.  
Die Planung ist mit der Stadt und dem Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasser-
rechtsamt, abzustimmen. 
Sofern eine Versickerung technisch nicht möglich ist, darf die Einleitung in die Kana-
lisation nur gedrosselt erfolgen. Der Bauherr hat dann beim Wasserrechtsamt des 
Landratsamtes Rhein-Neckar einen wasserrechtlichen Antrag auf Einleitung zu stel-
len. 
 
Bodenschutz  
1. Bei Bautätigkeiten sind der natürliche Oberboden (Mutterboden) sowie kulturfä-

hige Unterboden getrennt auszubauen, vorrangig einer Wiederverwertung zuzu-
führen und bis dahin getrennt zu lagern. 

2. Als Lager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen gewähr-
leisten (Schütthöhen maximal 2 m, Schutz vor Vernässung etc.). 

3. Falls bei der Durchführung von Bodenarbeiten geruchliche und/oder sichtbare Auf-
fälligkeiten bemerkt werden, die auf Bodenverunreinigungen hinweisen, ist das 
Wasserrechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises unverzüglich zu verständigen. 

4. Für Auffüllungen zur Errichtung von technischen Bauwerken sind die LAGA-TR M 
20 "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen -Tech-
nische Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall" in ihrer neuesten Fassung 
zu beachten. Für weitere Ausführungen wird auf die Vollzugshilfe zu §12 
BBodSchV der Länderarbeitsgemeinschaft Boden (LABO) und die ALEX-
Informationsblätter 24 bis 26 hingewiesen. 

 
Erdwärmesondenanlagen  
Die Errichtung und der Betrieb von Erdwärmesondenanlagen bedürfen einer was-
serrechtlichen Erlaubnis. Diese ist beim Wasserrechtsamt rechtzeitig zu beantra-
gen. Es wird eine frühzeitige Kontaktaufnahme empfohlen. 

 
Artenschutz  
Im Planungsgebiet ist das Vorkommen streng geschützter Tierarten (insbesondere 
holzbewohnende Käfer, Eidechsen, Fledermäuse sowie europäische Vogelarten) 
nicht auszuschließen. Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG sind zu beachten. Daher sind vor Bau- und Sanierungsarbeiten arten-
schutzrechtliche Untersuchungen zu Käfern, Eidechsen, Brutvögeln sowie zu Fle-
dermäusen zwingend durchzuführen Gegebenenfalls werden vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen im Sinne von § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG erforderlich. 
 
Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze dürfen zwischen dem 
01.03. bis einschließlich 30.09. nicht abgeschnitten, auf Stock gesetzt oder beseitigt 
werden. Davon ausgeschlossen sind Bäume auf gärtnerisch genutzter Grundfläche, 
sofern eine artenschutzrechtliche Überprüfung sichergestellt hat, dass keine 
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Individuen, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders geschützter Tiere (z.B. 
Fledermäuse, Vögel oder holzbewohnende Käfer) betroffen sind.  
Gemäß § 21a Naturschutzgesetz Baden-Württemberg ist darauf hinzuwirken, dass 
Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend 
begrünt werden. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätz-
lich keine Grünflächen im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen 
ferner wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt werden. 
Darüber hinaus wird zur Vermeidung des Eintritts artenschutzrechtlicher Verbots-
tatbestände empfohlen, 

�x bei allen Bauvorhaben, Sanierungen, Ausbauten von Dachräumen und Abriss-
arbeiten vorab die Betroffenheit des Artenschutzes durch eine fachlich qualifi-
zierte Person zu prüfen, 

�x Arbeiten zur Baufeldräumung und zum Abbruch von Gebäuden nur zwischen 
dem 01.10. und 28./29.02. zu beginnen, 

�x zur Minderung der Auswirkungen auf Insekten für die Außenbeleuchtung aus-
schließlich gekapselte, nach unten gerichtete Lampen mit warmweißem Licht 
mit geringen Blauanteilen im Spektrum und einer Farbtemperatur von maximal 
3000 Kelvin zu verwenden,  

�x bei Einfriedungen zwischen Zaununterkante und Boden zur Sicherung der 
Durchlässigkeit für wild lebende Tiere einen Abstand von mindestens 10 cm 
einzuhalten. Auf Mauersockel ist �± außer bei Trockenmauern �± zu verzichten.  
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1. Lage und Abgrenzung des Planung sgebietes  
Das Planungsgebiet befindet sich im östlichen Teil der Stadt Leimen, nördlich 
der Heltenstraße und umfasst eine Fläche von ca. 1,08 ha. 
Das Planungsgebiet wird begrenzt: 

�x im Norden:  durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 659, 660, 661, 
663, 664/1, 672 und 286, durch die geradlinige Verlängerung 
der nördlichen Grenze des Flurstücks 4306/1 Richtung Osten 
über das Flurstück 4306 sowie durch eine Linie von der nord-
östlichen Ecke des Flurstücks 4303 entlang der Grenze des 
Landschaftsschutzgebiets auf die westliche Grenze des Flur-
stücks 4298/1 sowie �± im Bereich des Flurstücks 4298/1 - 
durch eine Linie in einem Abstand von 45 m zum nördlichen 
Rand des Flurstücks der Heltenstraße,   

�x im Osten:  durch die westliche Grenze des Flurstücks 4297, 

�x im Süden:  durch die nördliche Grenze der Heltenstraße (Flurstück 299), 

�x im Westen:  durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 676/1 und 283. 
 

Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 4298/1, 4299 und 4306 teilweise sowie 
die Flurstücke 4303, 4304, 4305, 4305/1, 4306/1, 4307, 4309, 4310, 287, 288, 
293, 293/1, 296, 297, 298/1 und 298/2 in Gänze. 
 

 
Lage des Planungsgebietes 

 
Der genaue Verlauf der Plangebietsumgrenzung sowie die einbezogenen Flur-
stücke ergeben sich abschließend aus der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 7 
BauGB. 
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2. Erforderlichkeit der Plan aufstellung und Anlass der Bebauungsplanung   
Am nordöstlichen Ortsrand von Leimen besteht nördlich der Heltenstraße eine 
Wohnbebauung, die im westlichen Bereich Teil der Altortsbebauung ist und an-
sonsten überwiegend in den 1960er bis 1970er Jahren entstanden ist. In jüngs-
ter Zeit wurde die bestehende Bebauung durch einzelne mehrgeschossige Ge-
bäude ergänzt, die sich in ihrer Kubatur in die vorhandene Bebauung südlich 
der Heltenstraße einfügen, sich aber im Übrigen vom angrenzenden Bestand 
nördlich der Heltenstraße erheblich abheben. 
Planungsrechtlich befindet sich die Bebauung nördlich der Heltenstraße im un-
beplanten Innenbereich gemäß § 34 BauGB bzw. wurde bereits 1981 durch 
eine Abrundungssatzung in den unbeplanten Innenbereich aufgenommen.  
Die Stadt Leimen hält es angesichts der bereits eingetretenen Veränderungen 
im Beurteilungsmaßstab des Einfügens nach § 34 BauGB für geboten, die wei-
tere städtebauliche Entwicklung der Fläche planungsrechtlich durch die Aufstel-
lung eines Bebauungsplans zu steuern, um möglichen städtebaulichen Fehlent-
wicklungen vorzubeugen.  
 

3. Verfahren  
Beim Geltungsbereich des Bebauungsplans handelt es sich bislang um einen 
unbeplanten Innenbereich. Da durch die Aufstellung des Bebauungsplans der 
sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zuläs-
sigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert werden soll, erfolgt die Aufstellung 
des Bebauungsplans im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB. Die Vo-
raussetzungen des § 13 BauGB sind erfüllt, da 

�x der Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, weder be-
gründet noch vorbereitet. 

�x keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe b genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutzgebiete) bestehen. 

�x keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten 
sind. 

Entsprechend den Bestimmungen des § 13 BauGB kann von einer frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB ab-
gesehen werden. Um mögliche Konflikte möglichst frühzeitig im Verfahren be-
arbeiten zu können, wird eine frühzeitige Beteiligung trotzdem durchgeführt. Auf 
die Durchführung einer förmlichen Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und 
auf die Erstellung eines Umweltberichts wird verzichtet. Ungeachtet dessen sind 
die maßgebenden Umweltbelange erfasst und in die Abwägung eingestellt. 
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4. Einfügung in die übergeordneten Planungen und Entwicklung aus dem 
Flächennutzungsplan  

4.1. Einheitlicher Regionalplan Rhein -Neckar  
Im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar in der Fassung der 1. Teilfort-
schreibung ist das Plangebiet überwiegend als Siedlungsfläche Wohnen im Be-
stand dargestellt. Der östliche Teil des Vorhabengebietes ist nachrichtlich als 
sonstige Fläche dargestellt. Insofern stehen die Ziele der Regionalplanung der 
Aufstellung des Bebauungsplans nicht entgegen. 
 

 
Ausschnitt aus dem einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar 2014 

 
4.2. Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan des Nachbarschaftsverbands Heidelberg-Mannheim 
sieht das Plangebiet überwiegend als Wohnbaufläche vor. Der östliche Teil des 
Plangebietes ist jedoch als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 
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Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan 2020 

 

Mit der vorgesehenen Festsetzung der Art der baulichen Nutzung als Allgemei-
nes Wohngebiet entwickelt sich der Bebauungsplan nur im westlichen Teil aus 
den Darstellungen des FNP. Für den östlichen Teil kann der FNP jedoch ohne 
gesondertes Änderungsverfahren nach Rechtskraft des Bebauungsplans be-
richtigt werden, da der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt wird.  
 

5. Schutzgebiete  und fachrechtliche Abstandsvorgaben  
5.1. Naturschutzrechtliche Schutzgebiete  

Im Einwirkungsbereich des Plangebiets befinden sich zwei naturschutzrechtli-
che Schutzgebiete: 
 
Naturpark Neckar-Odenwald 
Das Plangebiet liegt, wie große Teile der östlichen Siedlungslage der Stadt Lei-
men, im Naturpark Neckar-Odenwald. Der Naturpark Neckartal-Odenwald um-
fasst die waldreiche Mittelgebirgslandschaft des Odenwaldes mit den angren-
zenden Randlandschaften Bergstraße im Westen, Bauland im Osten, Kraich-
gau im Süden und dem tief eingeschnittenen Neckartal. 
Aus der Lage im Naturpark Neckar-Odenwald ergeben sich keine Einschrän-
kungen hinsichtlich der zulässigen baulichen Entwicklung des Gebiets. 
 
Landschaftsschutzgebiet Bergstraße-Süd 
Im Norden des Geltungsbereichs grenzt das Planungsgebiet zum Teil unmittel-
bar an das Landschaftsschutzgebiet Bergstraße-Süd an. Gemäß § 3 der Ver-
ordnung über das Landschaftsschutzgebiet Bergstraße-Süd besteht der we-
sentliche Schutzzweck darin,  
�Ä�«die historisch gewachsene Kulturlandschaft sowie die rekultivierte und rena-
turierte Steinabbau- und Bergbaufolgelandschaft mit wertvollen 
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Sekundärlebensräume an der landschaftlich prägnanten Schnittstelle der Na-
turräume Hardtebenen, Bergstraße, Sandstein-�2�G�H�Q�Z�D�O�G�� �X�Q�G�� �.�U�D�L�F�K�J�D�X�«�]�X��
erhalten und zu fördern.�³.  
Als charakteristische und wesentliche Merkmale in Natur- und Landschaft wer-
den in § 3 die ebene Niederungslandschaft der Hardtrandebene am Fuß der 
Bergstraße, die herausgehobene Gebirgslandschaft der Bergstraße, die Mittel-
gebirgslandschaft des Sandstein-Odenwaldes sowie die weitläufige Landschaft 
des Kraichgaus genannt.  
Gemäß § 4 der oben genannten Verordnung sind alle Handlungen verboten, die 
dem Schutzzweck zuwiderlaufen oder den Charakter des Gebietes verändern. 
Auch die Veränderung der in § 3 genannten, geschützten Flächennutzung ist 
also verboten.  
Das Errichten baulicher Anlagen bzw. das Anlegen von Straßen, Wegen oder 
Plätzen unterliegen einem Erlaubnisvorbehalt und Bedürfen der Erlaubnis der 
unteren Naturschutzbehörde.  
 

 
Abgrenzung des Landschaftsschutzgebiets und des Bebauungsplan-Geltungsbereichs. Auszug 
aus dem Geodatenviewer Baden-Württemberg (lubw-bw)  

 
5.2. Wasserrechtliche Schutzgebiete  

Wasserrechtliche Schutzgebiete werden durch die Planung nicht berührt. Auch 
Überschwemmungs- oder Hochwasserrisikogebiete sind innerhalb des Vorha-
bengebietes nicht vorhanden. 



 
Stadt Leimen, Bebauungsplan und örtliche �%�D�X�Y�R�U�V�F�K�U�L�I�W�H�Q�� �ÄNördlich der Helten-
straße�³   Entwurf zum Satzungsbeschluss vom 25.06.2026 
 

 
Seite 9 

 
5.3. Denkmalschutz  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt überwiegend innerhalb des ein-
getragenes Kulturdenkmals gemäß §2 DschG  
Römerzeitliche Kalkbrennerei, latènezeitliche Siedlung (Listen -Nr. 14, 
ADAB -Id. 101551517);  
Alle Bodeneingriffe im Bereich des Kulturdenkmals sind genehmigungspflichtig. 
 

 
Abgrenzung des eingetragenes Kulturdenkmals gemäß §2 DschG 

 
Bei Baumaßnahmen mit Bodeneingriffen ist der Bauherrn gemäß § 6 Abs. 2 
DSchG zur fachgerechten Untersuchung, Bergung und Dokumentation des Kul-
turdenkmals im Rahmen einer archäologischen Untersuchung verpflichtet. Die 
archäologische Untersuchung erfolgt in der Regel durch ein privates Grabungs-
unternehmen, das vom Veranlasser auf eigene Kosten beauftragt wird. Für die 
Maßnahme gelten die Grabungsrichtlinien des Landes Baden-Württemberg so-
wie der Genehmigungsvorbehalt gemäß § 21 DSchG (Nachforschungsgeneh-
migung). Der finanzielle und zeitliche Rahmen ist abhängig von der Größe der 
Untersuchungsfläche und der Komplexität des archäologischen Befundes.  
Zur Herstellung von Planungssicherheit wird dem Vorhabenträger der Ab-
schluss einer öffentlich-rechtlichen Investorenvereinbarung mit dem Land Ba-
den-Württemberg, vertreten durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regie-
rungspräsidium Stuttgart, empfohlen. Darin werden die Rahmenbedingungen 
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und Einzelheiten zur Durchführung der erforderlichen bauvorgreifenden Unter-
suchungen festgelegt und die Kostentragung geregelt. 
Zudem können archäologische Untersuchungen bei entsprechender Größe 
eine baurechtliche Genehmigung erforderlich machen, in der ggf. weitere Ge-
nehmigungen (Naturschutz, Immissions-schutz, Bodenschutz, etc.) enthalten 
sind. Es obliegt dem Vorhabenträger, vor Beginn der Grabungen alle erforderli-
chen Genehmigungen bei den zuständigen Behörden einzuholen und das LAD 
zu unterrichten, sobald diese vorliegen.  
 

6. Bisherig es Baurecht  
Das Plangebiet liegt planungsrechtlich außerhalb des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplanes, ist jedoch Teil der im Zusammenhang bebauten Ortslage. 
Somit befindet sich die Bebauung nördlich der Heltenstraße im unbeplanten In-
nenbereich gemäß § 34 BauGB.  
Demnach ist dort ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut wer-
den soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung 
gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
müssen gewahrt bleiben. Ebenso darf das Ortsbild nicht beeinträchtigt werden. 
 

7. Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation  
7.1. Vorhandene und umgebende Nutzung  

Das Plangebiet befindet sich im östlichen Teil der Stadt Leimen und nördlich 
der Heltenstraße. Die Flächen werden �± soweit sie bebaut sind - ausschließlich 
durch Wohngebäude genutzt. Gleiches gilt auch für die südlich der Heltenstraße 
angrenzende Bebauung.  
Die Entstehungszeit der Wohnbebauung differiert jedoch erheblich. Ein Teil der 
Bebauung im Westen gehört noch zur Altortsbebauung von Leimen und dürfte 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts errichtet worden sein. Dazwischen 
finden sich Gebäude aus den 1960er und 1970er Jahren wie auch erst jüngst 
fertiggestellte Neubauten. 
Prägend ist eine maximal zweigeschossige und überwiegend kleinteilige Be-
bauung, wobei die Zweigeschossigkeit zum Teil nur talseitig wirksam ist. Hang-
seitig wirkt die überwiegende Zahl der Gebäude nur eingeschossig.  
Davon abweichend ist in jüngerer Zeit mit den Anwesen Heltenstraße 49 �± 51 
eine mehrgeschossige Bebauung mit einer gegenüber den umgebenden Ge-
bäuden wesentlich größeren Kubatur entstanden. Talseitig sind hier fünf Ge-
schosse wahrnehmbar. Auf der Hangseite zeigen sich demgegenüber nur zwei 
Geschosse (davon ein zurückgesetztes Staffelgeschoss). Dem Einfügegebot 
wurde durch die südlich der Heltenstraße bestehenden Mehrfamilienhausbe-
bauung Heltenstraße 20 Rechnung getragen. 
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Altortsbebauung im westlichen Teil des Planungsgebiets 

 

 
Mehrfamilienhausbebauung im östlichen Teil des Plangebiets 

 
Im Norden und Osten hingegen grenzt das Plangebiet an die freie Landschaft 
an.  
 

7.2. Vorhandene Erschließung  
Die Erschließung der Baugrundstücke im Plangebiet erfolgt durch die südlich 
verlaufende Heltenstraße. Die Heltenstraße stellt die Verbindung vom Stadtkern 
zur Landesstraße L 600 Richtung Lingental, Gaiberg und Gauangelloch her. 
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Durch die Nordumgehung Leimen hat sich die Verkehrsfunktion der Helten-
straße jedoch maßgebend reduziert.  
Die Straße weist einen für die angrenzende Bebauung ausreichenden Ausbau-
zustand auf.  
 

7.3. Vorhandene technische Infrastruktur  
Das Plangebiet ist durch die bestehende Leitungsinfrastruktur in der südlich an-
grenzenden Heltenstraße erschlossen. Grundlegende Ausbauerfordernisse 
sind nicht erkennbar.  
 

7.4. Entwässerung , wasserwirtschaftli che Belange  
Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden �± soweit sie be-
baut sind �± über die bestehende Ortskanalisation entwässert.  
 
In der Heltenstraße bzw. südlich davon verläuft der verdohlte Rösbach in einem 
Betonrohr DN 600. Die Verdohlung ist wasserwirtschaftlich von besonderer Be-
deutung. Hieraus ergeben sich besondere Anforderungen an die Umsetzung 
von Baumaßnahmen: 

�x Schäden an der Verdolungsleitung, die bei der Umsetzung von Bauvorha-
ben im Geltungsbereich des Bebauungsplans verursacht werden, sind da-
her unverzüglich durch und auf Kosten des Bauherrn/Antragstellers zu be-
heben. Insbesondere zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Verdo-
lung sowie zur Zuordenbarkeit der Haftung für die Beseitigung von mögli-
chen Schäden, hat der Bauherr/Antragsteller den Zustand der Verdolung 
vor Beginn und nach Beendigung der Baumaßnahme von einem anerkann-
ten Sachverständigen dokumentieren zu lassen.  

�x * Sollen im Bereich des Schutzstreifens für die Verdolungsleitung Fahr-
zeuge/Maschinen (Baukräne etc.) für eine längere Zeit gestellt werden, ist 
ein Nachweis durch ein geeignetes Fachbüro vorzulegen, dass eine Be-
schädigung der Verdolungsleitung ausgeschlossen ist. 
 

Im Hangbereich nördlich der Heltenstraße kann zudem die Existenz von Quel-
len nicht ausgeschlossen werden. Auf dem Flurstück 4299 befindet sich eine 
Brunnenstube mit abgehenden Leitungen, deren genaue Lage nicht gesichert 
ist. Die technische Anlage dient der Fassung von möglichem Quellwasser. 
 

7.5. Vorhandener Zustand von Natur und Landschaft  
Die Fläche des Plangebiets liegt nördlich der Heltenstraße. Südlich und östlich 
grenzen Wohngebäude an das Gebiet. Westlich und nördlich befinden sich 
Grünflächen. Dabei ist das gesamte Plangebiet durch eine vorhandene Be-
standsbebauung durch Ein- und Mehrfamilienhäuser in offener Bauweise ge-
prägt. Diese stehen jedoch eher im südlichen Teil des Vorhabengebietes an der 
Heltenstraße. Im nördlichen Teil befinden sich die privaten Gärten und Grünflä-
chen, die anschließend in das angrenzende Landschaftsschutzgebiet überge-
hen. 
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Aufgrund der Struktur des Plangebiets mit einer alten Bestandsbebauung und 
einer großen, zusammenhängenden Freifläche im Norden des Plangebiets 
konnte das Vorkommen geschützter Arten, insbesondere von heimischen Vo-
gelarten, Eidechsen sowie von geschützten Fledermausarten, nicht ausge-
schlossen werden. Daher wurde zur Planung ein artenschutzrechtliches Gut-
achten ���Ä�$�U�W�H�Q�V�F�K�X�W�]�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H�� �3�R�W�H�Q�W�L�D�O�D�Q�D�O�\�V�H und Empfehlungen zur Ein-
griffsregelung �]�X�P���%�H�E�D�X�X�Q�J�V�S�O�D�Q���Ä�1�|�U�G�O�L�F�K���G�H�U���+�H�O�W�H�Q�V�W�U�D�‰�H�³ in Leimen�³�����3�O�D��
nungs- und Sachverständigenbüro Plessing, 25.11.2024) eingeholt. 
Diese artenschutzrechtliche Potentialanalyse kam zu folgenden Ergebnissen: 
�x Innerhalb des Untersuchungsgebiets ist ein Vorkommen streng geschützten 

Käfern möglich. Spezielle artenschutzrechtliche Erfassungen sind erforder-
lich. 

�x Das Vorkommen von streng geschützten Eidechsen ist aufgrund der vorhan-
denen Habitatstrukturen anzunehmen. Spezielle artenschutzrechtliche Er-
fassungen sind erforderlich. 

�x Aufgrund der Habitatstrukturen sind spezielle artenschutzrechtliche Erfas-
sungen zur Ermittlung der Anzahl der Brutreviere von Vögeln erforderlich. 

�x Fledermäuse besiedeln wahrscheinlich Einzelübertagungsquartiere in Spal-
ten und Nischen am Gebäude oder an Bäumen. Spezielle artenschutzrecht-
liche Erfassungen sind erforderlich. 

�x Das Vorkommen von planungsrelevanten Arten mit besonderer Verantwor-
�W�X�Q�J�� �D�X�V���G�H�P�� �Ä������-Arten-�.�D�W�D�O�R�J�³���G�H�U�� �/�8�%�:�� �L�V�W�� �D�Q�]�X�Q�H�K�P�H�Q���� �:�H�L�W�H�U�H�� �D�U��
tenschutzrechtliche Untersuchungen sind erforderlich. 

�x Das Vorkommen von streng geschützten Schmetterlingen und Heuschre-
ckenarten sowie Amphibien ist unwahrscheinlich. Weitere Erfassungen sind 
nicht erforderlich. 

 
Durch den Bebauungsplan werden gegenüber dem bisherigen Planungsrecht 
keine weitergehenden Baurechte eingeräumt. Zielsetzung des Bebauungsplans 
ist vielmehr eine Vermeidung potenzieller städtebaulicher Fehlentwicklungen. 
Der Bebauungsplan ist somit nicht auf einen unmittelbaren Vollzug ausgelegt. 
Zugleich sind die artenschutzrechtlichen Bestimmungen auch ohne gesonderte 
Regelungen in einem Bebauungsplan geltendes Recht und daher zwingend zu 
beachten. Vor diesem Hintergrund wird es als gerechtfertigt erachtet, dass die 
Abarbeitung einer möglichen artenschutzrechtlichen Thematik somit im Einzel-
genehmigungsverfahren erfolgen soll. Dem Bebauungsplan wird jedoch ein 
Hinweis auf die artenschutzrechtlichen Belange beigefügt. Insbesondere wird 
zur Vermeidung des Eintritts artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände emp-
fohlen, 

�x bei allen Bauvorhaben, Sanierungen, Ausbauten von Dachräumen und Ab-
rissarbeiten vorab die Betroffenheit des Artenschutzes durch eine fachlich 
qualifizierte Person zu prüfen, 

�x Arbeiten zur Baufeldräumung und zum Abbruch von Gebäuden nur zwi-
schen dem 01.10. und 28./29.02. zu beginnen, 

�x zur Minderung der Auswirkungen auf Insekten für die Außenbeleuchtung 
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ausschließlich gekapselte, nach unten gerichtete Lampen mit warmweißem 
Licht mit geringen Blauanteilen im Spektrum und einer Farbtemperatur von 
maximal 3000 Kelvin zu verwenden,  

bei Einfriedungen zwischen Zaununterkante und Boden zur Sicherung der 
Durchlässigkeit für wild lebende Tiere einen Abstand von mindestens 10 cm 
einzuhalten. Auf Mauersockel ist �± außer bei Trockenmauern �± zu verzichten 
 

7.6. Starkregen gefährdung  
Die Stadt Leimen hat zusammen mit den Gemeinden Nußloch und Sandhausen 
ein Starkregenrisikomanagementkonzept erstellen lassen. Die Starkregenge-
fahrenkarten wurden dabei für drei Starkregenszenarien simuliert (selten, au-
ßergewöhnlich, extrem). 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans zeigt sich dabei bei seltenen 
Starkregenereignissen eine Abflusskonzentration, die im Wesentlichen noch 
auf den Verlauf der Heltenstraße begrenzt bleibt. Bei außergewöhnlichen oder 
extremen Starkregenereignissen ufert der Starkregenabfluss jedoch deutlich 
über den Straßenbereich aus und erfasst auch die angrenzende Bebauung im 
Bereich zwischen der Anwesen Hauptstraße 27 und 41. Diese Bebauung ist 
jedoch bereits im Bestand vorhanden. 
Im Bebauungsplan wird daher auf die Starkregengefährdung hingewiesen. Es 
wird empfohlen, vorhandene Fließwege offen zu halten und bauliche Schutz-
maßnahmen gegen die Auswirkungen von Starkregenereignissen vorzusehen.  
Zugleich wird auf § 37 Wasserhaushaltsgesetz hingewiesen. Demnach darf un-
ter anderem der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer lie-
gendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks be-
hindert werden. Zugleich darf auch der natürliche Ablauf wild abfließenden Was-
sers nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden. 
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Ausschnitt aus der Starkregengefahrenkarte, seltenes Regenereignis. Aus: https://buerger-
gis.komm.one/leimengis 

 

 
Ausschnitt aus der Starkregengefahrenkarte, extremes Regenereignis. Aus: https://buerger-
gis.komm.one/leimengis  
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8. Planung  
Die Aufstellung des Bebauungsplans dient hauptsächlich der planungsrechtli-
chen Absicherung der Bestandsbauten sowie der planungsrechtlichen Steue-
rung der städtebaulichen Entwicklung in Hinblick auf die Vermeidung städte-
baulicher Fehlentwicklungen. Gegenüber der heutigen Bebauungssituation soll 
keine grundlegende Ausdehnung der Bebauungsmöglichkeiten eingeräumt 
werden Es soll keine substanzielle Ausweitung der Bebauung, insbesondere 
nicht in nördlicher Richtung erfolgen. Dessen ungeachtet soll ein Ersatz der be-
stehenden älteren Bebauung durch zeitgemäße Neubauten, die sich in die 
Struktur der Umgebungsbebauung einfügen, weiterhin möglich bleiben.  
 

8.1. Planungsrechtliche Festsetzungen  
8.1.1 Art der baulichen Nutzung  

Ausgehend von der städtebaulichen Eigenart der Fläche sowie entsprechend 
der konkreten Nutzung und den städtebaulichen Zielsetzungen zu den zukünf-
tigen Entwicklungsmöglichkeiten wird das Plangebiet als allgemeines Wohnge-
biet festgesetzt. 
Im Allgemeinen Wohngebiet werden gegenüber dem Nutzungskatalog des § 4 
BauNVO die ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen 
ausgeschlossen. Tankstellen sind aufgrund ihres besonderen Störpotenzials für 
die vorhandene Wohnnutzung unzulässig. Gartenbaubetriebe sind aufgrund ih-
res erheblichen, mit dem bestehenden Wohngebiet nicht zu vereinbarenden 
Platzbedarfs unzulässig. Anlagen für Verwaltungen, sonstige Gewerbebetriebe, 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle 
und sportliche Zwecke werden ausgeschlossen, da diese nicht mit der städte-
baulichen Zielsetzung einer Sicherung einer vorrangigen Wohnnutzung verein-
bar wären.  
Die gemäß § 4 BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen durch Anlagen für 
soziale und gesundheitliche Zwecke sind im Plangebiet ausnahmsweise zuläs-
sig, da diese Nutzungen je nach konkreter Größe und Ausgestaltung durchaus 
eine sinnvoll Ergänzung einer Wohnbebauung darstellen können.  
 

8.1.2 Maß der baulichen Nutzung  
Grundflächenzahl 
Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung wird die Grundflächenzahl 
(GRZ) so festgesetzt, dass über den heutigen Bestand hinaus keine wesentli-
che zusätzliche Bebauung ermöglicht wird. Da jedoch die Grundstücksgrößen 
und -zuschnitte sehr unterschiedlich sind, wird eine differenzierte Festsetzung 
erforderlich. 
Für die dem Altortsbereich zuzurechnende Bebauung Heltenstraße 29 �± 35 wird 
eine Grundflächenzahl von 0,4 zugelassen. Diese Grundflächenzahl entspricht 
dem Orientierungswert für die Obergrenzen für das Maß gemäß § 17 BauNVO 
für allgemeine Wohngebiete. Die festgesetzte GRZ wird durch die Bestandsbe-
bauung zum Teil bereits ausgeschöpft, zum Teil allerdings auch deutlich unter-
schritten, wobei sich die Unterschreitung insbesondere aus der Tiefe der Grund-
stücke ergibt. In Verbindung mit der überbaubaren Grundstücksfläche ist jedoch 
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auch bei einer GRZ von 0,4 ausreichend sichergestellt, dass keine überdimen-
sionierten Baukörper entstehen. Im Einzelfall ist dabei akzeptiert, dass die fest-
gesetzte überbaubare Grundstücksfläche eine Vollausschöpfung der Grundflä-
chenzahl nicht erlaubt. 
Für das bebaute Anwesen Heltenstraße 27 zeigt sich eine Grundflächenzahl 
von 0,4 als zu gering. Hier wird daher entsprechend der Eigenart der Altortsbe-
bauung unter Berücksichtigung der Grundstücksverhältnisse eine Grundflä-
chenzahl von 0,6 und damit eine Überschreitung der Orientierungswerte der 
Obergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 17 BauNVO zuge-
lassen. Diese Überschreitung ist jedoch zur planungsrechtlichen Absicherung 
des Bestandes erforderlich und zugleich städtebaulich angesichts der vorge-
nommenen Festsetzung einer privaten Grünfläche im nördlichen Anschluss 
städtebaulich vertretbar.  
Die Einzelhausbebauungen Heltenstraße 31/1, 39, 39/1, 41, 43 und 53 sowie 
die Doppelhausbebauung Heltenstraße 45-47 beanspruchen jeweils ca. 0,1 bis 
0,3 der zugehörigen Baugrundstücksfläche. Für die Bereiche mit kleineren 
Grundstücken sowie die bestehende Doppelhausbebauung wird daher eine 
Grundflächenzahl von 0,3 festgesetzt. Für die bestehenden Einzelhäuser auf 
den großen Grundstücken im mittleren und östlichen Teilbereich genügt jedoch 
eine Grundflächenzahl von 0,25, um sowohl den Bestand abzusichern und zu-
gleich ein angemessenes Entwicklungspotenzial offen zu halten.  
Die Neubebauung Heltenstraße 49 �± 51 nimmt im Bestand unter Berücksichti-
gung des vorspringenden Garagengeschosses und der Terrassen knapp 40 % 
der Grundstücksfläche ein. Daher wird auch hier eine Grundflächenzahl von 0,4 
festgesetzt.  
 
Überschreitung der Grundflächenzahl für Nebenanlagen, Stellplätz und Gara-
gen 
Die festgesetzte GRZ darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO regelmäßig durch Ga-
ragen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO sowie durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 50 % über-
schritten werden. Diese Regelung wird klarstellend in den Bebauungsplan über-
nommen. Sie gilt auch für das Anwesen Heltenstraße 27, so dass dort die in § 
19 BauNVO regelmäßig vorgesehene Kappungsgrenze bei 0,8 der Grund-
stücksfläche nicht zur Anwendung kommt. Dort ist somit �± analog zum Bestand 
�± eine Gesamtversiegelung auf bis zu 0,9 der Baugrundstücksfläche zulässig. 
Zusätzlich darf darüber hinaus die GRZ gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO ausnahms-
weise durch Balkone und Terrassen im Rahmen der maximal zulässigen Über-
schreitung der Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO überschritten 
werden. Diese Überschreitungsmöglichkeit der GRZ gilt auch für überdachte 
Terrassen, jedoch nur, wenn diese ohne Seitenwände ausgeführt sind. Die Re-
gelung wird als sachgerecht erachtet, da Terrassen deutlich weniger städtebau-
lich wirksam werden wie Gebäude.  
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Zahl der Vollgeschosse 
Im Kontext der Umgebungsbebauung zeigen sich zwei Vollgeschosse als orts-
üblich und maßstabsprägend. Daher werden im Regelfall nur II Vollgeschosse 
zugelassen. Die Bebauung Heltenstraße 49 �± 51 sowie die südlich der Helten-
straße gelegenen Bebauung mit den Hausnummern 20, 20a und 20b überstei-
gen dieses Maß zum Teil deutlich. Diese Bebauung soll jedoch nicht Maßstab 
für die künftige bauliche Entwicklung sein, zumal diese Bebauung spürbar als 
Fremdkörper im Bebauungskontext wirkt. Da jedoch der zulässigerweise errich-
tete Bestand zu akzeptieren ist und eine Einschränkung in bereits erteilte Bau-
rechte vermieden werden soll, werden für die Gebäude Heltenstraße 49 �± 51 III 
Vollgeschosse zugelassen. Klarstellend wird zudem ergänzt, dass Garagenge-
schosse nicht auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse anzurechnen sind.  
 
Höhe baulicher Anlagen 
Angesichts der bewegten Geländetopographie wird auf die Festsetzung von Hö-
hen baulicher Anlagen verzichtet. Die Höhe baulicher Anlagen regelt sich dem-
nach nur aus der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse.  
 

8.1.3 Bauweise  
Ausgehend vom Bestand wird im Plangebiet zum weit überwiegenden Teil eine 
Bauweise entsprechend der offenen Bauweise festgesetzt, um den Bestand 
planungsrechtlich abzusichern.  
Im Bereich der aufgelockerten Baustrukturen ab dem Anwesen Heltenstraße 39 
Richtung Osten wird die offene Bauweise jedoch ergänzt um die Vorgabe, dass 
bei der Neuerrichtung von Gebäuden mit mehr als zwei Geschossen jedes 
weitere Geschoss von der straßenseitigen Fassade zur Heltenstraße des 
darunter liegenden Geschosses um mindestens 2,00 m zurückzuversetzen ist. 
Dies gilt analog auch bei der nachträglichen Änderung eines Gebäudes durch 
Aufstockung. Damit sollen einerseits überhohe Fassadenausbildungen zur 
Heltenstraße vermieden und andererseits die Geländestrukturen mit den 
gegebenen Hangneigungen aufgegriffen werden.   
Weiterhin wird die maximal zulässige Gebäudetiefe, gemessen als horizontaler 
Abstand zwischen der straßenseitigen Fassade zur Heltenstraße und der 
rückwärtigen Fassade, pro Geschoss auf 17 Meter begrenzt. Damit sollen 
großvolumige Baukörper ausgeschlossen werden. Terrassiert angeordnete 
Baukörper sind jedoch weiterhin möglich. 
 
Im Bereich der bestehenden Anwesen Heltenstraße 27 bis 35 zeigt sich die 
bestehende Bauweise mit einseitigem und beidseitigem Grenzanbau komplex. 
In Verbindung mit den winklig ausgebildeten Grundstücken wird keine sinnvolle 
Grundlage für die Festsetzung einer Bauweise gesehen. Daher wird dort auf 
eine diesbezügliche Festsetzung verzichtet. Somit sind dort grundsätzlich alle 
denkbaren Formen der Bauweise, insbesondere mit und ohne Einhaltung 
seitlicher Grenzabstände, zulässig. In Verbindung mit der Abgrenzung der 
überbaubaren Grundstücksfläche und der festgesetzten Grundflächenzahl wird 
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jedoch kein städtebauliches Risiko in Hinblick auf mögliche Fehlentwicklungen 
gesehen.  
 
Als Haustypen werden �± abgeleitet vom Bestand �± überwiegend nur 
Einzelhäuser zugelassen. Lediglich für die Anwesen Heltenstraße 45 und 47 
wird ergänzend eine Doppelhausbebauung zugelassen, um den gegebenen 
Bestand zu sichern. Eine Bebauung mit Hausgruppen wird als gebietsuntypisch 
erachtet und daher nicht zugelassen.  
 

8.1.4 Überbaubare Grundstücksflächen  
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im westlichen Teilabschnitt auf 
der Südseite eng an der bestehenden Straßenkante orientiert, um die ortsübli-
che Bebauungsform aufzunehmen. Ab dem Gebäude Heltenstraße 39 Richtung 
Osten wird jedoch �± auch unter Berücksichtigung der Topographie �± ein Min-
destabstand von 6 m zur Straßenkante vorgegeben. Im Straßenzug soll damit 
ein erkennbarer Wechsel zwischen der dichteren Ortskernbebauung und der 
lockereren Ortsrandbebauung spürbar werden.  
Richtung Norden orientiert sich der Verlauf der Baugrenzen an der bestehenden 
bzw. an der nach § 34 BauGB maßgebenden Bebauungsgrenze, erlaubt jedoch 
in der Regel geringfügige Anpassungen im Zuge möglicher Neubebauungen. 
Eine substanzielle Ausweitung der Bebauung Richtung Norden wird jedoch 
nicht zugelassen. 
Um eine flexiblere Ausgestaltung der Gebäude mit Bauteilen, die die Kubatur 
eines Gebäudes nur bedingt prägen, zu ermöglichen, wird eine Überschreitung 
der festgesetzten Baugrenzen bis zu einer Tiefe von 1,5 m durch untergeord-
nete Bauteile (z.B. Terrassen, Rampen, Balkone, Lichtschächte, Eingangstrep-
pen, Vordächer, Kellerabgänge und Treppenhäuser usw.) zugelassen, wenn 
diese Bauteile im Einzelnen nicht mehr als 1/3 der Breite der jeweiligen Außen-
wand in Anspruch nehmen.  
 

8.1.5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen  
Zum Schutz der rückwärtigen Gartenflächen sind Garagen und Stellplätze so-
wie nach LBO verfahrenspflichtige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie innerhalb 
der festgesetzten Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze zulässig. 
Die Flächen für Garagen und Stellplätze werden dabei so abgegrenzt, dass der 
in der Katastergrundlage dargestellte Bestand an Garagen planungsrechtlich 
gesichert wird. Da sich ein Teil der vorhandenen Garagen aufgrund der Hang-
lage zumindest teilweise unterhalb der Erdoberfläche des angrenzenden Ge-
ländes befindet und damit planungsrechtlich möglicherweise als Tiefgarage zu 
bewerten ist, werden neben Garagen und Stellplätzen auch ausdrücklich Tief-
garagen in den beschriebenen Flächen mit zugelassen. 
Weiterhin werden Stellplätze in den Flächen zwischen der Heltenstraße und der 
straßenseitigen Baugrenze zugelassen. Garagen und überdachte Stellplätze 
sind dort jedoch nur ausnahmsweise und nur dann zulässig, wenn die Zufahrt 
nicht unmittelbar von der Heltenstraße aus erfolgt. Damit sollen 



 
Stadt Leimen, Bebauungsplan und örtliche �%�D�X�Y�R�U�V�F�K�U�L�I�W�H�Q�� �ÄNördlich der Helten-
straße�³   Entwurf zum Satzungsbeschluss vom 25.06.2026 
 

 
Seite 20 

Beeinträchtigungen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Hel-
tenstraße vermieden und ein sicheres Öffnen und Schließen der Garagentore 
ohne Nutzung öffentlicher Verkehrsflächen sichergestellt werden.  
Für nach Landesbauordnung verfahrensfreie Nebenanlagen wird aufgrund ihrer 
geringen Bedeutung für die städtebauliche Struktur kein städtebaulicher Reg-
lungsbedarf gesehen. Insbesondere Einfriedungen, Wege und kleinere Garten-
hütten sind damit im Bereich der gesamten Baugrundstücksflächen zulässig. 
 

8.2. Örtliche Bauvorschriften  
Im Zuge der planerischen Zurückhaltung soll auf bauordnungsrechtliche Fest-
setzungen - insbesondere auf Festsetzungen zur Gestaltung baulicher Anlagen 
- soweit möglich verzichtet werden. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen sol-
len lediglich zur Dachgestaltung, zu Einfriedungen und zur Zahl der notwendi-
gen Stellplätze getroffen werden, um sicher zu stellen, dass sich das Plangebiet 
gestalterisch in die umgebende Bebauung einfügt. 
 

8.2.1 Dachform und Dachneigung  
Die örtlichen Bauvorschriften zur Begrenzung und Gestaltung von Dachein-
schnitten, Dachterrassen und Dachaufbauten soll ein zu starkes Zergliedern 
und Überprägen der Dachflächen durch Dachaufbauten und -einschnitte ver-
meiden.  
 

8.2.2 Anforderungen an die Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke sowie über die  Höhe von Einfriedungen  
In Abwägung der öffentlichen Anforderungen an die Gestaltung des 
Straßenraums und der privaten Schutzinteressen wird geregelt, dass 
straßenseitige bauliche Einfriedungen nur bis zu einer Höhe von 1,80 m über 
der Oberkante der außerhalb der einzufriedenden Fläche anschließenden 
Straßenfläche gestattet sind. 
Mülltonnenstandplätze sind zur Vermeidung optischer Beeinträchtigungen im 
Gebäude unterzubringen oder durch Einfassungen bzw. Einhausungen der 
allgemeinen Einsehbarkeit zu entziehen. 
 

8.2.3 Zahl notwendiger Stellplätze  
Durch die Regelung zur Zahl der notwendigen Stellplätze wird eine 
abschließende Regelung geschaffen, die die Schaffung einer ausreichenden 
Zahl von Stellplätzen auf den privaten Baugrundstücken sicherstellen soll. Da 
das Plangebiet bereits zum Teil bebaut ist, wird diese Festsetzung auf nach 
Rechtskraft des Bebauungsplans neu geschaffene Wohnungen beschränkt. 
Inhaltlich orientiert sich dabei die Vorgabe von mindestens 1,5 Stellplätzen je 
Wohnung an den Vorgaben, die in den Stellplatzsatzungen der Stadt Leimen 
für den Innenstadtbereich getroffen wurden.  
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8.3. Grünordnung  
Gemäß § 1a Baugesetzbuch ist im Rahmen der Abwägung die Vermeidung und 
der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft zu berück-
sichtigen. Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes sind Veränderungen der Gestalt oder der Nutzung von Grundflächen, 
die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheb-
lich oder nachhaltig beeinträchtigen können. 
 

8.3.1 Flächenbilanz  
Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine bereits weitgehend bebaute Fläche 
innerhalb der Ortslage von Leimen. 
Das Plangebiet weist eine Gesamtgröße von ca. 10.760 m² auf und zeigt sich 
aktuell als heterogen mit Wohngebäuden bebaute Fläche mit großen rückwärtig 
im Hangbereich gelegenen Freiflächen.  
Der Flächenbedarf der Planung lässt sich wie folgt bilanzieren: 
 

Nutzung  Bestand  Planung  Differenz  

Versiegelte/versiegelbare Flächen 

Gebäude 2.120 m²  

 

Sonstige versiegelte Flächen  1.910 m²  

Zulässige Versiegelung mit GRZ 0,25 + Über-
schreitung bis 0,375 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 1.190 m² 

Zulässige Versiegelung mit GRZ 0,3 + Über-
schreitung bis 0,45 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 1.210 m² 

Zulässige Versiegelung mit GRZ 0,4 + Über-
schreitung bis 0,6 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO  2.590 m² 

Zulässige Versiegelung mit GRZ 0,6 + Über-
schreitung bis 0,9 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 140 m² 

Summe versiegelte Fläche  4.030 m² 5.130 m² + 1.100 m² 

Unversiegelte Flächen 

Nicht versiegelte Flächen  6.730 m²  

 

Private Grünfläche  440 m² 

Private Gartenfläche bei GRZ 0,25 + Überschrei-
tung bis 0,375 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 1.980 m² 

Private Gartenfläche bei GRZ 0,3 + Überschrei-
tung bis 0,45 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 1.480 m² 

Private Gartenfläche bei GRZ 0,4 + Überschrei-
tung bis 0,6 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 1.720 m² 

Private Gartenfläche bei GRZ 0,6 + Überschrei-
tung bis 0,9 gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO 

 10 m² 

Summe unversiegelte Flächen  6.730 m² 5.630 m² - 1.100 m² 

Gesamtsumme  10.760 m² 10.760 m²  
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8.3.2 Auswirkungen auf Boden, Natur und Landschaft  

Wie aus der Flächenbilanz zu entnehmen, ist bei Umsetzung der Planung eine 
zusätzliche Versiegelung in der Größenordnung von bis zu 1.100 m2 zu erwar-
ten. Diese Flächen gehen damit als Lebensraum für Pflanzen und Tiere, als 
Kaltluftentstehungsflächen, für die Grundwasserneubildung sowie als Flächen 
mit natürlichen Bodenfunktionen dauerhaft verloren.  
Die Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft ergeben sich jedoch nicht unmit-
telbar in Folge der Aufstellung des Bebauungsplans. Vielmehr wären die Ein-
griffe auch ohne die Aufstellung des Bebauungsplans im Rahmen von Bauvor-
haben, die auf Grundlage von § 34 BauGB zu genehmigen gewesen wären, 
zulässig gewesen. Insofern können die Auswirkungen auf Boden, Natur und 
Landschaft hingenommen werden. Ein Ausgleich wird nicht erforderlich.  
 

8.4. Verkehrserschließung  
Das Plangebiet ist bereits durch die Heltenstraße erschlossen. Ausbauerforder-
nisse an der Straße ergeben sich in Folge der Planung nicht. 
Die Sicherung der Erschließung der rückwärtig gelegenen Baugrundstücke ob-
liegt den Grundstückseigentümern selbst. Es wird keine städtebauliche Erfor-
derlichkeit dafür gesehen, im Bebauungsplan diesbezüglich Regelungen zu 
treffen.  
 

8.5. Ver- und Entsorgung  
Das Plangebiet ist durch die bestehende Leitungsinfrastruktur in der Helten-
straße erschlossen. Ausbauerfordernisse an der übergeordneten Infrastruktur 
entstehen dabei nicht. 
Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird in den bestehenden Kanal 
in der genannten Straße eingeleitet. Da keine substanzielle Ausweitung der Be-
bauungsmöglichkeiten erfolgen soll, ist anzunehmen, dass das bestehende Ka-
nalnetz das anfallende Schmutzwasser auch für den Fall einzelner Neubauten 
aufnehmen kann. 
 
Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist das anfallende 
Niederschlagswasser vorrangig ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder direkt 
oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 
Gewässer einzuleiten. Auch wenn die bereits bestehenden Gebäude und 
versiegelten Flächen in Bezug auf die Ableitung des Niederschlagswassers in 
den Kanal noch Bestandsschutz genießen, ist dieser Grundsatz bei Neubauten 
oder dem Ersatz von Gebäuden und Nebenanlagen zu beachten, so dass das 
Kanalnetz bei zukünftigen Bautätigkeiten im Plangebiet nicht durch zusätzliches 
Niederschlagswasser belastet wird.  
 

9. Bodenordnung  
Die Bauflächen innerhalb des Plangebietes befinden sich in privatem Eigentum.  
Bodenordnende Maßnahmen im Sinne des BauGB sind nicht erforderlich. 
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Stand: 25.06.2026 
 

STADT LEIMEN 
BEBAUUNGSPLAN  UND ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN   

�ÄNÖRDLICH DER HELTENSTRASSE�³ 
ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG SOWIE ANHÖRUNG 

DER NACHBARGEMEINDEN, DER BEHÖRDEN UND DER SONSTIGEN TRÄGER 
ÖFFENTLICHER BELANGE  

 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung  
Die mit öffentlicher Bekanntmachung vom 20.01.2026 bekanntgemachte öffentliche Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 23.01.2026 bis einschließlich 23.02.2026 wurde 
aufgehoben, da die ausgelegten Unterlagen unvollständig waren. 
Die öffentliche Auslegung der vollständigen Unterlagen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde da-
raufhin im Zeitraum vom 02.02.2026 bis einschließlich 06.03.2026 erneut durchgeführt. Bereits 
eingegangene Stellungnahmen behielten ihre Gültigkeit. 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung ging eine Stellungnahme ein. 
 

 
Beteiligung der Nachbargemeinden sowie der Behörden und Träger öffentlicher Be-
lange  
Mit Schreiben vom 22.01.2026 sowie ergänzend mit Schreiben vom 30.01.2026 wurden den 
Nachbargemeinden, den Behörden und den sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß 
§ �����$�E�V���������%�D�X�*�%���G�L�H���8�Q�W�H�U�O�D�J�H�Q���]�X�P���%�H�E�D�X�X�Q�J�V�S�O�D�Q���Ä�1�|�U�G�O�L�F�K���G�H�U���+�H�O�W�H�Q�V�W�U�D�‰�H�³���P�L�W���G�H�U���%�L�W�W�H 
um Stellungnahme übersandt.  
 
Folgende Nachbargemeinden, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben mit-
geteilt, dass keine Anregungen und Bedenken bestehen: 

�x Stadt Heidelberg, Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung, mit Schreiben vom 
04.03.2026 

�x Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Amt für Gewerbeaufsicht und Umweltschutz, mit Schrei-
ben vom 19.02.2026 

�x Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Kreisforstamt, mit Schreiben vom 06.02.2026 

Bürger *in  

Schreiben vom 06.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

hiermit informiere ich Sie darüber, dass es das Flurstück 
4306/2 nicht mehr gibt. Das Flurstück wurde mit dem 
Flurstück 4306/1 zusammengelegt. 

Bitte passen Sie den Bebauungsplan entsprechend an 
und informieren Sie mich, welche Änderungen dies nach 
sich zieht. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Der Hinweis auf die zwischenzeitlich erfolgte Zusam-
menlegung der Flurstücke wird berücksichtigt. Die 
Planunterlagen werden redaktionell an den aktuellen 
Katasterstand angepasst. Inhaltliche Änderungen der 
Planung ergeben sich hieraus nicht. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planunterlagen werden redaktionell an den aktuellen 
Katasterstand angepasst. Inhaltliche Änderungen des Bebauungsplanentwurfs ergeben sich hieraus nicht. 



2 
 

�x Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Vermessungsamt, mit Schreiben vom 30.01.2026 

�x Gemeinde Sandhausen, mit Schreiben vom 26.01.2026 

�x Netze BW GmbH, mit Schreiben vom 02.03.2026 
 
Folgende Nachbargemeinden, Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Stel-
lung zum Bebauungsplanentwurf genommen: 

�x Stadt Leimen, Bauamt / Wasserrecht, mit Schreiben vom 02.03.2026 

�x Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege, mit Schreiben vom 
18.02.2026 

�x Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Untere Naturschutzbehörde, mit Schreiben vom 
27.02.2026 

�x Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt, mit Schreiben vom 13.02.2026 

�x Stadtwerke Leimen, Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung, mit Schreiben vom 04.03.2026 

�x Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH, mit Schreiben vom 02.03.2026 

�x Deutsche Telekom Technik GmbH, mit Schreiben vom 29.01.2026 
 

Stadt Leimen , Bauamt / Wasserrecht  

Schreiben vom 02.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

die Prüfung der Bauantragsunterlagen ergab, dass ge-
gen den Bebauungsplanentwurf aus wasserrechtlicher 
Sicht in der Zuständigkeit der Stadt Leimen unter Einhal-
tung folgender Auflagen/Hinweise keine Bedenken be-
stehen:  
1. Rösbachverdolung 

In der Heltenstr. verläuft die Rösbachverdolung. Wir 
bitten, in den Plan der Zeichnerischen Festsetzungen 
den Verlauf der Bachverdolung mit Schutzstreifen 
bzw. einen Hinweis in die planungsrechtlichen Fest-
setzungen und Begründung aufzunehmen. 

Ebenso ist in den örtlichen Bauvorschriften als Hin-
weise aufzunehmen: 
* Mögliche durch Bauvorhaben verursachte Schä-

den an der Verdolungsleitung sind unverzüglich 
durch und auf Kosten des Bauherrn/Antragstellers 
zu beheben. Insbesondere zur Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit der Verdolung sowie zur Zuord-
enbarkeit der Haftung für die Beseitigung von mög-
lichen Schäden, hat der Bauherr/Antragsteller den 
Zustand der Verdolung vor Beginn und nach Been-
digung der Baumaßnahme von einem anerkannten 
Sachverständigen dokumentieren zu lassen. Die 
Kosten hierfür gehen zu Lasten des Bauherrn/An-
tragsteller. 

* Sollen im Bereich des Schutzstreifens für die Ver-
dolungsleitung Fahrzeuge/Maschinen (Baukräne 
etc.) für eine längere Zeit gestellt werden, ist ein 
Nachweis durch ein geeignetes Fachbüro vorzule-
gen, dass eine Beschädigung der Verdolungslei-
tung ausgeschlossen ist. 

Die Rösbachverdolung verläuft außerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplans unterhalb der 
Fahrbahn der Heltenstraße bzw. südlich davon. Un-
mittelbare Wechselwirkungen mit den Inhalten des 
Bebauungsplans ergeben sich somit nicht.  

Ungeachtet dessen handelt es sich bei der Rösbach-
verdolung um eine wasserwirtschaftliche Infrastruk-
tur, die bei der Umsetzung künftiger Vorhaben zu be-
achten ist. Zur Information über die örtlichen Rah-
menbedingungen kann die Lage der Rösbachverdo-
lung und ein entsprechender Hinweis auf die Vorga-
ben des Amts für Wasserrecht der Stadt Leimen in 
die Planunterlagen aufgenommen werden. 

Die vorgetragenen Anforderungen hinsichtlich der 
Schadensvermeidung, Zustandsdokumentation und 
Kostentragung bei Bauarbeiten im Bereich der Ver-
dolungsleitung betreffen die konkrete Umsetzung 
künftiger Vorhaben. Sie sind im Rahmen der Vorha-
benrealisierung in Abstimmung mit den zuständigen 
Fachbehörden zu beachten. Ein weitergehender Re-
gelungsbedarf auf Ebene der Bauleitplanung ergibt 
sich hieraus nicht. 
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Stadt Leimen , Bauamt / Wasserrecht  

Schreiben vom 02.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

 Der Bauherr/Antragsteller hat das Amt für Wasser-
recht der Stadt Leimen rechtzeitig über den Baube-
ginn, mindestens 2 Wochen vor Baubeginn, zu in-
formieren und gleichzeitig den Nachweis über die 
erfolgte Dokumentation des Verdolungszustands 
vorzulegen. 

2. Quellen im Bereich bzw. im Umfeld des Geltungspla-
nes: 
Wir weisen darauf hin, dass die Existenz von Quellen 
im Bereich des Hangs nicht ausgeschlossen werden 
kann. 
Auf dem Flurstück 4299 befindet sich eine Brunnen-
stube mit abgehenden Leitungen, deren genaue Lage 
nicht gesichert ist. Die technische Anlage dient der 
Fassung von möglichem Quellwasser. 
Wir bitten, entsprechende Hinweise in die Örtlichen 
Bauvorschriften aufzunehmen.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis auf mögliche Quellen im Bereich des 
Hangs betrifft die örtlichen geologischen bzw. hydro-
geologischen Rahmenbedingungen. Die konkrete 
Berücksichtigung etwaiger Quellvorkommen obliegt 
der Umsetzung einzelner Vorhaben. Der Anregung 
auf Aufnahme eines Hinweises kann Rechnung ge-
tragen werden. Ein weitergehender Regelungsbedarf 
auf Ebene der Bauleitplanung ergibt sich hieraus 
nicht. 

3. Die zukünftig mögliche Bebauung kann einen deutlich 
höheren Versiegelungsgrad verursachen, somit wäre 
mit mehr zu entsorgendem Niederschlagswasser zu 
rechnen. 
Der Rösbach wird auf Höhe der Realschule Leimen in 
�G�D�V�� �*�H�Z�l�V�V�H�U�� ������ �2�U�G�Q�X�Q�J�� �Ä�/�D�Q�G�J�U�D�E�H�Q���� �H�L�Q�J�H�O�H�L�W�H�W����
Es treten bereits jetzt immer wieder Überschwemmun-
�J�H�Q���L�P���%�H�U�H�L�F�K���G�H�V���/�D�Q�G�J�U�D�E�H�Q�V���Ä�+�|�K�H���.�O�H�L�Q�J�D�U�W�H�Q��
verein Leimen - Falltorweg" auf, die bei einer Einlei-
tung des Niederschlagswassers aus dem geplanten 
Baugebiet in die Rösbachverdolung verschärft werden 
könnten. Ebenso wäre ein Rückstau nach Leimen 
Mitte nicht ausgeschlossen. 
Zudem plant das Land Baden-Württemberg die Zu-
sammenlegung der beiden Gewässer 1. Ordnung 
�Ä�/�H�L�P�E�D�F�K���� �X�Q�G�� �Ä�/�D�Q�G�J�U�D�E�H�Q���� �Q�D�F�K�� �G�H�U�� �.�L�U�F�K�K�H�L�P�H�U��
Mühle, Heidelberg, zu einem Gewässer, sodass auch 
hier eine mögliche Verschärfung der Hochwassersitu-
ation nicht ausgeschlossen werden kann. 
Das Niederschlagswasser ist daher vorrangig ortsnah 
zu versickern oder zu verrieseln.  
Sofern das technisch nicht möglich ist, darf die Einlei-
tung nur gedrosselt erfolgen. Der Bauherr hat beim 
Wasserrechtsamt des Landratsamtes Rhein-Neckar 
einen wasserrechtlichen Antrag auf Einleitung zu stel-
len. 

Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung, die 
weitere städtebauliche Entwicklung der Fläche pla-
nungsrechtlich durch die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans zu steuern, um möglichen städtebaulichen 
Fehlentwicklungen vorzubeugen, wird die Grundflä-
chenzahl (GRZ) so festgesetzt, dass über den heuti-
gen Bestand hinaus keine wesentliche zusätzliche 
Bebauung ermöglicht wird. Hierzu erfolgt eine in Ab-
hängigkeit von den Grundstücksgrößen und -zu-
schnitte differenzierte Festsetzung zur Grundflächen-
zahl. Wie aus der Flächenbilanz zu entnehmen, ist 
bei vollständiger Umsetzung der Planung dennoch 
eine zusätzliche Versiegelung in der Größenordnung 
von bis zu 1.100 m² möglich, wobei diese zusätzli-
chen Versiegelungen bereits bislang aufgrund der 
Lage im unbeplanten Innenbereich gemäß § 34 
BauGB zulässig war.  
 
Auch unabhängig von Regelungen im Bebauungs-
plan ist gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
das anfallende Niederschlagswasser vorrangig orts-
nah zu versickern, zu verrieseln oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer einzuleiten. Auch wenn die 
bereits bestehenden Gebäude und versiegelten Flä-
chen in Bezug auf die Ableitung des Niederschlags-
wassers in den Kanal noch Bestandsschutz genie-
ßen, ist dieser Grundsatz bei Neubauten oder dem 
Ersatz von Gebäuden und Nebenanlagen zu beach-
ten, so dass das Kanalnetz bei zukünftigen Bautätig-
keiten im Plangebiet nicht wesentlich durch zusätzli-
ches Niederschlagswasser belastet wird.  

Die konkrete Entwässerung einzelner Vorhaben ist 
jedoch nicht Gegenstand der Bebauungsplanung, 
sondern ist im Rahmen der nachgelagerten Vorha-
benplanung unter Beachtung der geltenden wasser-
rechtlichen Anforderungen zu klären. Die Anforde-
rungen an eine geordnete Niederschlagswasser-
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Stadt Leimen , Bauamt / Wasserrecht  

Schreiben vom 02.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

bewirtschaftung sowie gegebenenfalls erforderliche 
wasserrechtliche Zulassungen bleiben hiervon unbe-
rührt. 

4. Starkregenrisikomanagement: 
Aufgrund der Topographie (stark abfallende Heltenstr. 
sowie Geländeeinschnitt) ist bei Starkregenereignissen 
mit Überschwemmungen zu rechnen. 
Wir bitten um Aufnahme eines Hinweises in den Örtli-
chen Bauvorschriften auf die Starkregengefährdung so-
wie einer Empfehlung für hochwasserangepasstes 
Bauen. 

Die Stadt Leimen hat zusammen mit den Gemeinden 
Nußloch und Sandhausen ein Starkregenrisikoma-
nagementkonzept erstellen lassen. Die Starkregen-
gefahrenkarten wurden dabei für drei Starkregensze-
narien simuliert (selten, außergewöhnlich, extrem). 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans zeigt 
sich dabei bei seltenen Starkregenereignissen eine 
Abflusskonzentration, die im Wesentlichen noch auf 
den Verlauf der Heltenstraße begrenzt bleibt. Bei au-
ßergewöhnlichen oder extremen Starkregenereignis-
sen ufert der Starkregenabfluss jedoch deutlich über 
den Straßenbereich aus und erfasst auch die angren-
zende Bebauung im Bereich zwischen der Anwesen 
Hauptstraße 27 und 41. Diese Bebauung ist jedoch 
bereits im Bestand vorhanden. 
Im Bebauungsplan wird daher auf die Starkregenge-
fährdung hingewiesen. Es wird empfohlen, vorhan-
dene Fließwege offen zu halten und bauliche Schutz-
maßnahmen gegen die Auswirkungen von Starkre-
genereignissen vorzusehen.  
Zugleich wird auf § 37 Wasserhaushaltsgesetz hin-
gewiesen. Demnach darf unter anderem der natürli-
che Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer 
liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher 
liegenden Grundstücks behindert werden. Zugleich 
darf auch der natürliche Ablauf wild abfließenden 
Wassers nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden 
Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verän-
dert werden. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Es werden Hinweise  

�x auf die Rösbachverdolung und die in diesem Zusammenhang zu beachtenden Vorgaben  

�x auf Quellen im Hangbereich und 

�x auf die potenzielle Starkregengefährdung mit Empfehlung für hochwasserangepasstes Bauen  

in die Hinweise zum Bebauungsplan aufgenommen. 

Im Übrigen betreffen die vorgetragenen Anforderungen die konkrete Vorhabenrealisierung und Bauausführung 
oder sind im Rahmen der geltenden fachrechtlichen Anforderungen bei der Umsetzung einzelner Vorhaben zu 
berücksichtigen. Weitergehende Änderungen des Bebauungsplanentwurfs werden nicht erforderlich. 

Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege  

Schreiben vom 18.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Das Plangebiet liegt im Bereich folgender denkmalrele-
vanter Objekte  
�‡ Römerzeitliche Kalkbrennerei, latènezeitliche 

Siedlung (Listen -Nr. 14, ADAB -Id. 101551517); 
KD § 2 DSchG  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Das Plangebiet liegt weit überwiegend im Bereich ei-
nes eingetragenen Kulturdenkmals gemäß § 2 
DSchG. Der bisherige Hinweis in den Planunterlagen 
wird entsprechend angepasst, um die bestehende 
denkmalrechtliche Genehmigungspflicht für 
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Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege  

Schreiben vom 18.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Wir weisen nachdrücklich darauf hin, dass der Absatz 
�Ä�'�H�Q�N�P�D�O�S�I�O�H�J�H�³���D�X�I���6���������G�H�U���7�H�[�W�O�L�F�K�H�Q���)�H�V�W�V�H�W�]�X�Q�J�H�Q��
(Stand Mai 2025) ungenügend ist! Es handelt sich nicht 
nur um eine Verdachtsfläche, sondern ein eingetragenes 
Kulturdenkmal gem. §2 DschG. Alle Bodeneingriffe im 
Bereich des Kulturdenkmals sind genehmigungspflich-
tig. Der Hinweis auf die Meldepflicht von Zufallsfunden 
ist in diesem Fall nicht ausreichend.  

Bodeneingriffe im Bereich des Kulturdenkmals sowie 
die einschlägigen fachrechtlichen Anforderungen zu-
treffend abzubilden.  

Die Erhaltung von Kulturdenkmalen liegt im öffentlichen 
Interesse. Wir regen an, dem öffentlichen Erhaltungsin-
teresse im Rahmen einer denkmalgerechten Umplanung 
Rechnung zu tragen.  
Sollte am vorliegenden Planungsentwurf festgehalten 
werden, wird es infolge baulicher Bodeneingriffe zur Zer-
störung des Kulturdenkmals kommen. In diesem Falle ist 
der Veranlasser der Zerstörung gem. § 6 Abs. 2 DSchG 
zur fachgerechten Untersuchung, Bergung und Doku-
mentation des Kulturdenkmals im Rahmen einer archä-
ologischen Untersuchung verpflichtet. Die archäologi-
sche Untersuchung erfolgt i.d.R. durch ein privates Gra-
bungsunternehmen, das vom Veranlasser auf eigene 
Kosten beauftragt wird. Für die Maßnahme gelten die 
Grabungsrichtlinien des Landes Baden-Württemberg 
sowie der Genehmigungsvorbehalt gem. § 21 DSchG 
(Nachforschungsgenehmigung). Der finanzielle und zeit-
liche Rahmen ist abhängig von der Größe der Untersu-
chungsfläche und der Komplexität des archäologischen 
Befundes.  

Zur Herstellung von Planungssicherheit empfehlen wir 
dem Vorhabenträger den Abschluss einer öffentlich-
rechtlichen Investorenvereinbarung mit dem Land Ba-
den-Württemberg, vertreten durch das Landesamt für 
Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart. Darin 
werden die Rahmenbedingungen und Einzelheiten zur 
Durchführung der erforderlichen bauvorgreifenden Un-
tersuchungen festgelegt und die Kostentragung gere-
gelt.  

Wir weisen darauf hin, dass archäologische Untersu-
chungen bei entsprechender Größe eine baurechtliche 
Genehmigung erforderlich machen können, in der ggf. 
weitere Genehmigungen (Naturschutz, Immissions-
schutz, Bodenschutz, etc.) enthalten sind. Es obliegt 
dem Vorhabenträger, vor Beginn der Grabungen alle er-
forderlichen Genehmigungen bei den zuständigen Be-
hörden einzuholen und das LAD zu unterrichten, sobald 
diese vorliegen.  

Für Rückfragen steht Ihnen zur Verfügung:  

Frau Sarah Roth, Email: sarah.roth@rps.bwl.de  

Beim Geltungsbereich des Bebauungsplans handelt 
es sich um einen bereits bebauten Bereich innerhalb 
der bestehenden Ortslage, für den bislang Baurechte 
nach § 34 BauGB bestehen. Die Stadt Leimen hält es 
jedoch angesichts der bereits eingetretenen Verän-
derungen im Beurteilungsmaßstab des Einfügens 
nach § 34 BauGB für geboten, die weitere städtebau-
liche Entwicklung der Fläche planungsrechtlich durch 
die Aufstellung eines Bebauungsplans zu steuern, 
um möglichen städtebaulichen Fehlentwicklungen 
vorzubeugen.  
Gegenüber den bisherigen Baurechen nach § 34 
BauGB kommt es nicht zu zusätzlichen Bebauungs-
möglichkeiten. Insofern würde ein Verzicht auf die 
Bauleitplanung nicht zu einer Minderung der Konflikte 
mit den Belangen der Denkmalpflege führen.  

 

Die sich aus möglichen Bodeneingriffen ergebenden 
denkmalrechtlichen Anforderungen, insbesondere 
die Verpflichtung zur fachgerechten Untersuchung, 
Bergung und Dokumentation archäologischer Be-
funde sowie gegebenenfalls erforderliche Genehmi-
gungen nach dem Denkmalschutzgesetz, sind im 
Rahmen der Umsetzung einzelner Vorhaben zu be-
achten. Im Bebauungsplan werden jedoch entspre-
chende Hinweise ergänzt.  

 

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen 
nach aktuellem Sachstand keine Anregungen oder Be-
denken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

Anlage:   

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege  

Schreiben vom 18.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

 

Beschlussvorschlag:  

Die Stadt hält an der Aufstellung des Bebauungsplans fest. 

Die Abgrenzung des Kulturdenkmals wird nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen. Weiterhin werden 
Hinweise auf die denkmalrechtliche Genehmigungspflicht und die erforderliche Vorgehensweise bei Bodenein-
griffen ergänzt.  

Nachbarschaftsverband Heidelberg -Mannheim  

Schreiben vom 04.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Der Flächennutzungsplan stellt den westlichen Teilbe-
�U�H�L�F�K���G�H�V���%�H�E�D�X�X�Q�J�V�S�O�D�Q�V���D�O�V���Ä�:�R�K�Q�E�D�X�I�O�l�F�K�H�³���G�D�U���V�R��
wie einen rund 0,5 ha großen östlichen Teilbereich als 
�Ä�)�O�l�F�K�H�� �I�•�U�� �G�L�H�� �/�D�Q�G�Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W�³���� �'�L�H�V�H�U�� �7�H�L�O�E�H�U�H�L�F�K�� �L�V�W��
nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Es ist je-
doch vorgesehen, den Flächennutzungsplan gemäß 
§ 13a (2) BauGB zu berichtigen. Bitte passen Sie die Be-
gründung zum Bebauungsplan entsprechend an. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der östliche Teilbereich des Plangebiets ist im Flä-
�F�K�H�Q�Q�X�W�]�X�Q�J�V�S�O�D�Q���D�O�V���Ä�)�O�l�F�K�H���I�•�U���G�L�H���/�D�Q�G�Z�L�U�W�V�F�K�D�I�W����
dargestellt. Die Begründung wird dahingehend korri-
giert, dass dieser Teilbereich nicht aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt ist und eine Berichtigung 
des Flächennutzungsplans gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 
2 BauGB vorgesehen ist. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird entsprechend angepasst. Weiterge-
hende Änderungen des Bebauungsplanentwurfs ergeben sich nicht. 

Landratsamt Rhein -Neckar -Kreis, Untere Naturschutz behörde  

Schreiben vom 27.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Schutzgebiete  
Die durch den Bebauungsplan betroffenen Flurstücke 
liegen im Naturpark Neckartal-Odenwald. Allerdings lie-
gen diese in der Erschließungszone gemäß § 2 Abs. 3 
Ziffer 4 Naturpark-Verordnung (NP-VO), sodass eine Er-
laubnis nach der NP-VO nicht notwendig ist, wobei sich 
die Grenzen des Naturparks an die geordnete städte-
bauliche Entwicklung anpassen.  
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
liegt außerhalb von weiteren Schutzgebieten oder Bio-
topsstrukturen i. S. d. 23 ff. Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG). 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Landratsamt Rhein -Neckar -Kreis, Untere Naturschutz behörde  

Schreiben vom 27.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Artenschutz  
Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes hin-
sichtlich besonders und streng geschützter Arten (§ 44 
BNatSchG) sind zu beachten, insbesondere die arten-
schutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 
5 BNatSchG. 
Zur Prüfung artenschutzrechtlicher Belange wurde eine 
artenschutzrechtliche Potentialanalyse durchgeführt. 
Die Ergebnisse wurden in einem entsprechenden Be-
richt mit Stand vom 25.11.2024 dokumentiert. Darin 
konnte das Vorkommen von Käfern, heimischen Vogel-
arten, Eidechsen und Fledermäusen nicht ausgeschlos-
sen werden und kommt zu dem Schluss, dass spezielle 
artenschutzrechtliche Erfassungen erforderlich sind. 
Hieraus ergibt sich, dass die artenschutzrechtlichen Un-
tersuchungen zu Käfern, Eidechsen, Brutvögeln, sowie 
Fledermäusen und ggfls. sich daraus ergebende Maß-
nahmen zwingend vor Bau- und Sanierungsarbeiten 
durchzuführen sind. 

 

Die Hinweise in den Planunterlagen werden dahinge-
hend angepasst, dass auf die Erforderlichkeit arten-
schutzrechtlicher Untersuchungen und gegebenen-
falls notwendiger Maßnahmen vor Durchführung kon-
kreter Vorhaben hingewiesen wird. 

Eine Verlagerung der Untersuchungen auf die nachge-
lagerten Bauvorhaben verlagert ist grundsätzlich mög-
lich und in diesem Fall nachvollziehbar. Allerdings muss 
gewährleistet werden, dass im baurechtlichen Genehmi-
gungsverfahren eine Artenschutzprüfung durch den je-
weiligen Bauherrn erfolgt und die untere Naturschutzbe-
hörde jeweils am Verfahren beteiligt wird. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Verlagerung der artenschutzrechtlichen Prüfung 
auf die Ebene der konkreten Vorhaben wird von der 
Unteren Naturschutzbehörde ausdrücklich als grund-
sätzlich möglich und im vorliegenden Fall als nach-
vollziehbar bewertet. Die Einhaltung der artenschutz-
rechtlichen Anforderungen sowie die Beteiligung der 
zuständigen Fachbehörden erfolgen im Rahmen der 
jeweils einschlägigen baurechtlichen Verfahren. 

Bislang werden in den Hinweisen zum Artenschutz le-
diglich Empfehlungen zur Vermeidung des Eintritts ar-
tenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgespro-
chen. Dies ist aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde 
nicht ausreichend. Insgesamt sollten die empfohlenen 
Maßnahmen zwingend umgesetzt und dementspre-
chend als zwingend erforderliche Maßnahmen formuliert 
werden. 

�=�X�G�H�P�� �N�D�Q�Q�� �G�D�V�� �E�H�L�J�H�I�•�J�W�H�� �0�H�U�N�E�O�D�W�W�� �Ä�$�U�W�H�Q�V�F�K�X�W�]�� �L�P��
�=�X�V�D�P�P�H�Q�K�D�Q�J�� �P�L�W�� �%�D�X�P�D�‰�Q�D�K�P�H�Q�³�� �E�H�L�� �]�X�N�•�Q�I�W�L�J�H�Q��
Bau- und Sanierungsvorhaben ebenfalls ausgehändigt 
werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die artenschutzrechtlichen Anforderungen sind bei 
der Umsetzung künftiger Vorhaben zwingend zu be-
achten. Die entsprechenden Verpflichtungen erge-
ben sich unmittelbar aus dem geltenden Artenschutz-
recht. Ein weitergehender Regelungsbedarf auf 
Ebene der Bauleitplanung ergibt sich hieraus nicht.  

 

Eingriffsregelung  

Da hier der Bebauungsplan im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13 a BauGB aufgestellt wird, wird auf einen 
Umweltbericht sowie eine Eingriffs- und Ausgleichsbilan-
zierung verzichtet. Daher sind die folgenden Ausführun-
gen hinsichtlich der Eingriffsregelung als Anregungen zu 
werten.  

Insgesamt wurde bereits die wasserdurchlässige Bau-
weise von Stellplätzen, Zufahrten und Wegen wird be-
reits im Kapitel A 6 der Festsetzung vorgeschrieben, so-
wie Grundflächenzahl sehr gering gewählt um Eingriffe 
zu vermeiden.  

Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde sollten bei 
künftigen Bau- und Sanierungsarbeiten trotzdem weitere 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Im Bebauungsplan sind bereits Maßnahmen zur Mi-
nimierung von Eingriffen vorgesehen. Weitere natur-
schutzfachliche Festsetzungen, insbesondere zum 
Erhalt bestehender Gehölze oder zur Dachbegrü-
nung, sind im Rahmen des vorliegenden bestands-
orientierten Planungsansatzes aufgrund der damit 
verbundenen Eingriffe in die eigentumsrechtlichen 
Belange nicht vorgesehen. 
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Landratsamt Rhein -Neckar -Kreis, Untere Naturschutz behörde  

Schreiben vom 27.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen geprüft 
werden. Hierzu möchten wir insbesondere auf die Scho-
nung der bestehenden Gehölze und die Möglichkeit zur 
Dachbegrünung hinweisen. Diese Minimierungsmaß-
nahmen sind aus naturschutzfachlicher Sicht empfeh-
lenswert und es sollte geprüft werden, ob auch dahinge-
hende Festsetzungen aufgenommen werden könnten. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es wird ein Hinweis ergänzt, dass die artenschutzrechtlichen 
Anforderungen im Rahmen der Umsetzung künftiger Vorhaben unter Beachtung der geltenden fachrechtlichen 
Vorgaben umzusetzen sind. Weitergehende naturschutzfachliche Festsetzungen werden im Rahmen des vor-
liegenden bestandsorientierten Planungsansatzes nicht vorgesehen. Weitergehende Änderungen des Bebau-
ungsplanentwurfs erfolgen nicht. 

Landratsamt Rhein -Neckar -Kreis, Gesundheitsamt  

Schreiben vom 13.02.2026 Bewertung der Stellungnahme  

sofern alle Lärm-, Immissions- und Emissionswerte ein-
gehalten werden bzw. Maßnahmen zu deren Reduzie-
rung getroffen werden, bestehen von Seiten des Ge-
sundheitsamtes gegen den oben genannten Bebau-
ungsplan keine Einwände. 

Im Bebauungsplan ist bereits ein Hinweis enthalten, 
dass gemäß § 14 LBO Baden-Württemberg Gebäude 
einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz 
haben müssen und dass für Außenbauteile von 
schutzbedürftigen Räumen die Anforderungen an die 
Luftschalldämmung gemäß DIN 4109-1:2018-01, 
�Ä�6�F�K�D�O�O�V�F�K�X�W�]�� �L�P�� �+�R�F�K�E�D�X���� �7�H�L�O�� ������ �0�L�Q�G�H�V�W�D�Q�I�R�U�G�H��
�U�X�Q�J�H�Q�³���P�L�W���(���'�,�1����������-1:2017-01 und der DIN 4109-
2:2018-���������Ä�6�F�K�D�O�O�V�F�K�X�W�]�� �L�P���+�R�F�K�E�D�X�����7�H�L�O�������� �5�H�F�K��
nerische Nachweise der Erfüllung der Anforderun-
�J�H�Q�³�����H�L�Q�]�X�K�D�O�W�H�Q���V�L�Q�G�� 

Im Übrigen sind die Anforderungen an Emissions-
werte auch unabhängig von Regelungen eines Be-
bauungsplans einzuhalten. 

Sollte im Laufe von Baumaßnahmen ein Verdacht auf 
Vorliegen von Altlasten auftauchen, so ist die Untere Alt-
lasten- und Bodenschutzbehörde unverzüglich zu infor-
mieren und weitere Maßnahmen abzustimmen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis auf die Informationspflicht bei Altlasten-
verdacht ist im Bebauungsplanentwurf bereits enthal-
ten. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Änderungserfordernisse am Bebauungsplanentwurf ergeben 
sich nicht. 

Stadtwerke Leimen, Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung  

Schreiben vom 04.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

wir haben die Unterlagen hinsichtlich des o.g. Bebau-
ungsplans geprüft.  

Aus Sicht der Eigenbetriebe Abwasserbeseitigung/Was-
serwerk bestehen keine Bedenken. 

Für den Bereich Kanalisation ist gemäß Hauptentwurf 
keine Änderung der Dimension geplant, d. h. es sind so-
mit keine mittelfristigen Eingriffe erforderlich.  

Diese Aussagen gelten auch sinngemäß für die Anlagen 
der Wasserversorgung. 

Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung, die 
weitere städtebauliche Entwicklung der Fläche pla-
nungsrechtlich durch die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans zu steuern, um möglichen städtebaulichen 
Fehlentwicklungen vorzubeugen, wird die Grundflä-
chenzahl (GRZ) so festgesetzt, dass über den heuti-
gen Bestand hinaus keine wesentliche zusätzliche 
Bebauung ermöglicht wird. Hierzu erfolgt eine in Ab-
hängigkeit von den Grundstücksgrößen und -zu-
schnitte differenzierte Festsetzung zur 
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Stadtwerke Leimen, Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung  

Schreiben vom 04.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Grundflächenzahl. Wie aus der Flächenbilanz zu ent-
nehmen, ist bei vollständiger Umsetzung der Planung 
dennoch eine zusätzliche Versiegelung in der Grö-
ßenordnung von bis zu 1.100 m² möglich, wobei 
diese zusätzlichen Versiegelungen bereits bislang 
aufgrund der Lage im unbeplanten Innenbereich ge-
mäß § 34 BauGB zulässig war.  
 
Auch unabhängig von Regelungen im Bebauungs-
plan ist gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
das anfallende Niederschlagswasser vorrangig orts-
nah zu versickern, zu verrieseln oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer einzuleiten. Auch wenn die 
bereits bestehenden Gebäude und versiegelten Flä-
chen in Bezug auf die Ableitung des Niederschlags-
wassers in den Kanal noch Bestandsschutz genie-
ßen, ist dieser Grundsatz bei Neubauten oder dem 
Ersatz von Gebäuden und Nebenanlagen zu beach-
ten, so dass das Kanalnetz bei zukünftigen Bautätig-
keiten im Plangebiet nicht wesentlich durch zusätzli-
ches Niederschlagswasser belastet wird.  

Die konkrete Entwässerung einzelner Vorhaben ist 
jedoch nicht Gegenstand der Bebauungsplanung, 
sondern ist im Rahmen der nachgelagerten Vorha-
benplanung unter Beachtung der geltenden wasser-
rechtlichen Anforderungen zu klären. Die Anforde-
rungen an eine geordnete Niederschlagswasser-be-
wirtschaftung sowie gegebenenfalls erforderliche 
wasserrechtliche Zulassungen bleiben hiervon unbe-
rührt. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Änderungserfordernisse am Bebauungsplanentwurf ergeben 
sich nicht. 

Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH  

Schreiben vom 02.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Im geplanten Baugebiet befinden sich allerdings meh-
rere Gashausanschlüsse (AG 40 PE, AG 50 St) sowie 
eine Gasversorgungsleitung VG 200 GGG der Stadt-
werke Heidelberg Netze GmbH, die es zu beachten und 
zu schützen gilt.  
Die Abstände und Schutzstreifen gemäß Leitungs-
schutzanweisung der Stadtwerke Heidelberg Netze 
GmbH (abrufbar unter: https://www.netze-heidel-
berg.de/de/Leitungsschutzanweisung.pdf) sind für die 
o.g. Leitungen einzuhalten.  
Die vorhandenen Leitungstrassen sind über die Netz-
auskunft der Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH unter 
der Tel.-Nr. (O 62 21} 5 13 - 23 11, E-Mail: netzaus-
kunft@netze-heidelberg.de abzufragen. Ggf. ist die ge-
naue Lage dieser Anlagen mittels Suchschlitze zu erkun-
den.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise zu den im Plangebiet vorhandenen Ver-
sorgungsleitungen sowie zu den im Zusammenhang 
mit Bauarbeiten zu beachtenden Schutz-, Abstim-
mungs- und Sicherungsmaßnahmen betreffen die 
konkrete Umsetzung einzelner Vorhaben. Ein weiter-
gehender Regelungsbedarf auf Ebene der Bauleit-
planung ergibt sich hieraus nicht. 
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Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH  

Schreiben vom 02.03.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Unsere Anlagen sind während der Bauzeit zu schützen 
bzw. zu sichern. Die notwendigen Schutz­ und Siche-
rungsmaßnahmen sind vor Ort mit dem unten genannten 
Mitarbeiter der Abteilung Betrieb Gas, Trinkwasser, 
Wärme abzustimmen.  
Für die Baufeldfreimachung und dem damit verbunde-
nen Rückbau der bestehenden Hausan­schlüsse ist 
frühzeitig unser Netzvertrieb unter der Tel.-Nr. (0 62 21) 
5 13 - 50 50, E-Mail: netzvertrieb@netze-heidelberg.de 
zu kontaktieren.  

Sollten neue Hausanschlüsse erwünscht sein, bitten wir 
Sie, frühzeitig unseren Netzvertrieb unter der Tel.-Nr. (0 
62 21) 5 13 - 50 50, E-Mail: netzvertrieb@netze-heidel-
berg.de zu kontaktieren. 

 

Die Bauarbeiten sind mindestens sechs Wochen vor der 
Ausführung mit unserer Abteilung Betrieb Gas, Trink-
wasser, Wärme abzustimmen. Ansprechpartner ist Herr 
Mahl unter der Tel.-Nr. (0 62 21) 5 13 - 20 41, E-Mail: 
juergen.mahl@netze-heidelberg.de.  
Die Kosten für eine ggf. notwendige Sicherung von netz-
technischen Anlagen der Stadtwerke Heidelberg Netze 
GmbH sowie Kosten in Folge von Schäden und Folge-
schäden gehen zu Lasten des Verursachers bzw. des 
�9�H�U�D�Q�O�D�V�V�H�U�V���� �%�H�L�� �G�H�Q�� �7�L�H�I�E�D�X�D�U�E�H�L�W�H�Q�� �L�V�W�� �G�L�H�� �Ä�$�Q�Z�H�L��
sung zum Schutz unterirdischer Versorgungseinrichtun-
gen und Freileitungen der Stadtwerke Heidelberg Netze 
GmbH (Leitungsschutzanweisung)" zu beachten.  

Das o.g. Bauvorhaben haben Sie uns zur Kenntnis ge-
geben. Sofern und soweit sich dieses an unsere Vorga-
ben hält, bestehen hier keine Einwände. Wir weisen da-
rauf hin, dass wir für die Richtigkeit der eingereichten 
Planunterlagen und Zeichnungen und deren Überein-
stimmung mit unserer Planauskunft bzw. der tatsächli-
chen Lage keine Gewähr übernehmen. Bei der Durch-
führung der Bauarbeiten ist die Anweisung zum Schutz 
unterirdischer Leitungen der Stadtwerke Heidelberg 
Netze GmbH zu beachten. 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Änderungserfordernisse am Bebauungsplanentwurf ergeben 
sich nicht. 

Deutsche Telekom Technik GmbH  

Schreiben vom 29.01.2026 Bewertung der Stellungnahme  

Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Ein-
wände, wir bitten jedoch um die Beachtung nachfolgen-
der fachdienlichen Hinweise: 

Bitte informieren Sie die Bauherren, dass sie sich im Fall 
einer Anbindung der neuen Gebäude an die vorhandene 

Telekommunikationsinfrastruktur der Telekom oder ei-
ner Änderung der bestehenden Anbindung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgetragenen Hinweise zur Sicherung der im 
Plangebiet vorhandenen Telekommunikationslinien 
sowie zur Abstimmung mit der Deutschen Telekom 
Technik GmbH betreffen die konkrete Bauausfüh-
rung und sind vom jeweiligen Vorhabenträger zu be-
achten. Ein weitergehender Regelungsbedarf auf 
Ebene der Bauleitplanung ergibt sich nicht. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH  

Schreiben vom 29.01.2026 Bewertung der Stellungnahme  

frühestmöglich über einen der nachfolgenden Kontakte 
mit der Telekom in Verbindung setzen möchten: 

-  Bauherren-Hotline, Rufnummer 0800 330 1903 

- Bauherren-Service (für Eigentümer*Innen: Neuan-
schlüsse & Verlegungen von Hausanschlüssen) 

https://www.telekom.de/hilfe/bauherren 

Im o. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationsli-
nien der Telekom. Die Lage der TK-Linien ist aus dem 

beigefügten Lageplan ersichtlich. Die TK-Linien sind bei 
der Baumaßnahme entsprechend zu sichern. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Be-
schädigungen vorhandener Telekommunikationslinien 

vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. 
im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu 
den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Ins-
besondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen 
und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse so 
weit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet 
und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden 
können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bau-
ausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der 
zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Tele-
kommunikationslinien der Telekom, informieren. 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merk-
blatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe ins-
besondere Abschnitt 6, zu beachten. 

 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Änderungserfordernisse am Bebauungsplanentwurf ergeben 
sich nicht. 
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3. Bilanzübersicht der Jahresbilanzen 2022-2024 
 
 

  

Bilanzübersicht der Jahre 2022 - 2024 
Aktivseite

31.12.2022 31.12.2023 31.12.2024

A. Anlagevermögen

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grdst.gleiche Rechte u. Bauten
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Bilanzübersicht der Jahre 2022 - 2024 
Passivseite

31.12.2022 31.12.2023 31.12.2024

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital
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4. Erfolgsrechnung 2023- 2024 
 
 

 
*Weiter U´Erlöse sind Verwaltungsgebühren, Leistungsverrechnung, Standrohrmiete, Erträge aus Vermietung und Erstattung 
von Materialaufwand 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Erfolgsrechnung 2023 - 2024 2023 2024

Ertrag

1. Wasserverkauf 
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10. Beschlussempfehlung 
 
Der Jahresabschluss 2024 des Eigenbetriebs Wasserwerk wurde vom Rechnungsprüfungs-
amt nach den bestehenden Vorschriften im Rahmen der örtlichen Prüfung geprüft. 
 
Zu dieser Prüfung wurden die Unterlagen der Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung 
sowie der Vermögensverwaltung herangezogen. 
 
Besonders ist hierbei die gute Zusammenarbeit mit den Verwaltungsmitarbeitern des Eigen-
betriebes Wasserwerk zu betonen, die stets rasch und kompetent mit Erläuterungen, Erklä-
rungen und der Vorlage von Nachweisen behilflich waren. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt war dabei bemüht, die Prüfungsaufgaben und insbesondere 
auch die Beratung so gewissenhaft und umfassend, wie es unter Berücksichtigung der zur 
Verfügung stehenden Zeit und des vorhandenen Personals möglich war, zu erledigen. 
 
Nach Abschluss der örtlichen Prüfung werden Beanstandungen, die einer Feststellung des 
Jahresabschlusses 2024 entgegenstehen, nicht erhoben. Feststellungen, die während des 
Prüfungsverfahrens ausgeräumt werden konnten wurden nicht in den Bericht mit aufgenom-
men.   
 
Es wird bestätigt, dass der zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss den gesetzlichen Bestim-
mungen entspricht. 
 
Dem Gemeinderat wird die Feststellung des Jahresabschlusses 2024 gemäß § 16 Abs. 3 des 
Eigenbetriebsgesetzes empfohlen. Hierbei hat der Gemeinderat insbesondere über die Be-
handlung des Jahresgewinns nach § 16 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 EigBG und die Entlastung der 
Betriebsleitung nach § 16 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 EigBG zu beschließen. 
 
Leimen, den 08.07.2026 
Rechnungsprüfungsamt 
 
 
Heinzmann 
Amtsleiter 
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Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebs 
Abwasserbeseitigung 
 
 
1. Prüfung des Jahresabschlusses 2023 mit Gewinnbehandlung 
 
Der Beschluss des Gemeinderates über die Feststellung des Jahresabschlusses 2023 sowie 
die Entlastung der Betriebsleitung erfolgte in der Sitzung vom 29. September 2024. In dieser 
Sitzung wurde die Behandlung des Jahresgewinns in Höhe von 275.423,12 Euro wie folgt 
beschlossen:  
 
Der Jahresgewinn wird im Jahr 2024 der Kapitalrücklage zugeführt. 
 
Der Jahresabschluss wurde mit dem Lagebericht auf der Homepage der Stadt Leimen am 
31.07.2025 veröffentlicht und in der Zeit vom 04.08. bis 15.08.2025 in den Räumen der Stadt-
werke Leimen ordnungsgemäß öffentlich ausgelegt (§ 16 Abs. 4 EigBG). 
 
2. Belegschaft 
 
Die Belegschaft bestand während dem Geschäftsjahr 2024 durchschnittlich aus 3,01 Arbeit-
nehmern, davon 0,76 Frauen. Sie ist somit gegenüber dem Vorjahr um 0,06 größer. Aufgeteilt 
nach Gruppen waren es 2,51 Beschäftigte und 0,50 Beamte. 
 
Die Personalkosten beliefen sich 2024 auf 270.850,21 Euro. Sie sind somit gegenüber dem 
Vorjahr um 28.469 Euro gestiegen (11,7 %). 
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3. Finanzielle und wirtschaftliche Verhältnisse 
 
3.1 Vermögens- und Finanzlage 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bilanzübersicht der Jahre 2022 - 2024 
Aktivseite

31.12.2022 31.12.2023 31.12.2024

A. Anlagevermögen

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grdst.gleiche Rechte u. Bauten
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Bilanzübersicht der Jahre 2022 - 2024 
Passivseite

31.12.2022 31.12.2023 31.12.2024

A. Eigenkapital

II. Kapitalrücklage
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3.2 Ertragslage 
 
Nach den Gewinn- und Verlustrechnungen haben sich die Erträge und Aufwendungen des 
Eigenbetriebs wie folgt entwickelt: 
 

 
 
 
 
4. Einhaltung Planansätze 
 
In § 3 Abs. 3. Ziffer 11 der Betriebssatzung ist folgendes geregelt: Der Betriebsausschuss 
entscheidet insbesondere über die Zustimmung zu Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn diese 3 v.H. aller im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen übersteigen und nicht 
unabweisbar sind, und über Mehrausgaben bei den im Liquiditätsplan veranschlagten Inves-
titionsausgaben, wenn diese für das einzelne Vorhaben 25.000,00 Euro übersteigen. 
 
Im Berichtsjahr betrugen die Mehraufwendungen des Erfolgsplans weniger als 3 Prozent 
(1,7%) aller im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen. Die Mehrausgaben bei den im Li-
quiditätsplan veranschlagten Investitionsausgaben überstiegen nicht 25.000 Euro bei einzel-
nen Vorhaben. 
 
Eine Zustimmung des Betriebssauschusses ist damit nicht notwendig.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Gewinn- und Verlustrechnung               
2022 - 2024

2022 2023 2024

Umsatzerlöse
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5. Beschlussempfehlung 
 
Der Jahresabschluss 2024 der Technischen Betriebe Leimen wurde vom Rechnungsprüfungs-
amt nach den bestehenden Vorschriften im Rahmen der örtlichen Prüfung geprüft. 
Zu dieser Prüfung wurden die Unterlagen der Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung 
sowie der Vermögensverwaltung herangezogen. 
  
Besonders ist hierbei die gute Zusammenarbeit mit den Verwaltungsmitarbeitern des Eigen-
betriebs Technische Betriebe Leimen zu betonen, die stets rasch und kompetent mit Erläute-
rungen, Erklärungen und der Vorlage von Nachweisen behilflich waren. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt war dabei bemüht, die Prüfungsaufgaben und insbesondere 
auch die Beratung so gewissenhaft und umfassend, wie es unter Berücksichtigung der zur 
Verfügung stehenden Zeit und des vorhandenen Personals möglich war, zu erledigen. 
 
Nach Abschluss der örtlichen Prüfung werden Beanstandungen, die einer Feststellung des 
Jahresabschlusses 2024 entgegenstehen, nicht erhoben. Feststellungen, die während des 
Prüfungsverfahrens ausgeräumt werden konnten wurden nicht in den Bericht mit aufgenom-
men.   
 
Es wird bestätigt, dass der zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss den gesetzlichen Bestim-
mungen entspricht. 
 
Dem Gemeinderat wird die Feststellung des Jahresabschlusses 2024 gemäß § 16 Abs. 3 des 
Eigenbetriebsgesetzes empfohlen. Hierbei hat der Gemeinderat insbesondere über die Be-
handlung des Jahresverlustes nach § 16 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 EigBG und die Entlastung der 
Betriebsleitung nach § 16 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 EigBG zu beschließen. 
 
Leimen, den 08.07.2026 
Rechnungsprüfungsamt 
 
 
Heinzmann 
Amtsleiter 
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9. Beschlussempfehlung 
 
Der Jahresabschluss 2024 des Eigenbetriebs Bäderpark Leimen wurde vom Rechnungsprü-
fungsamt nach den bestehenden Vorschriften im Rahmen der örtlichen Prüfung geprüft. 
 
Zu dieser Prüfung wurden die Unterlagen der Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung 
sowie der Vermögensverwaltung herangezogen. 
 
Besonders ist hierbei die gute Zusammenarbeit mit den Verwaltungsmitarbeitern des Bäder-
parks zu betonen, die stets rasch und kompetent mit Erläuterungen, Erklärungen und der Vor-
lage von Nachweisen behilflich waren. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt war dabei bemüht, die Prüfungsaufgaben und insbesondere 
auch die Beratung so gewissenhaft und umfassend, wie es unter Berücksichtigung der zur 
Verfügung stehenden Zeit und des vorhandenen Personals möglich war, zu erledigen. 
 
Nach Abschluss der örtlichen Prüfung werden Beanstandungen, die einer Feststellung des 
Jahresabschlusses 2024 entgegenstehen, nicht erhoben. Die Buchführung sowie der Jahres-
abschluss vermitteln insgesamt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs. Feststellungen, die während des 
Prüfungsverfahrens ausgeräumt werden konnten wurden nicht in den Bericht mit aufgenom-
men.   
 
Es wird bestätigt, dass der zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss den gesetzlichen Bestim-
mungen entspricht. 
 
Dem Gemeinderat wird die Feststellung des Jahresabschlusses 2024 gemäß § 16 Abs. III des 
Eigenbetriebsgesetzes empfohlen. Hierbei hat der Gemeinderat insbesondere über die Be-
handlung des Jahresverlustes nach § 16 Abs. III Satz 2 Nr. 1 EigBG und die Entlastung der 
Betriebsleitung nach § 16 Abs. III Satz 2 Nr. 2 EigBG zu beschließen. 
 
Leimen, den 08.07.2026 
Rechnungsprüfungsamt 
 
 
Heinzmann 
Amtsleiter 
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